
Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Ich rufe jetzt gemeinsam die Tagesordnungspunkte

22, 23 und 24 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzausgleichsänderungsgesetz

2009) (Drs. 16/209)

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsanträge

der Fraktion Freie Wähler (Drsn. 16/844 mit 16/847)

und

Haushaltsplan 2009/2010;

Einzelplan 13 - Allgemeine Finanzverwaltung -

hierzu:

Änderungsanträge

der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 16/726 mit 16/734 und

16/843)

und

Änderungsanträge

von Abgeordneten der SPD-Fraktion (Drsn. 16/797 mit 16/814)

und

Änderungsanträge

der Fraktion Freie Wähler (Drsn. 16/828 mit 16/839)

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung
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über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für die

Haushaltsjahre 2009 und 2010 (Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) (Drs. 16/210)

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag

der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN (Drs. 16/743)

und

Änderungsantrag

von Abgeordneten der SPD-Fraktion (Drs. 16/818)

und

Änderungsantrag

von Abgeordneten der CSU und der FDP-Fraktion (Drs. 16/911)

Im Ältestenrat wurde für die gemeinsame Aussprache eine Gesamtredezeit von drei

Stunden vereinbart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU 45 Minuten, auf die SPD-

Fraktion 27 Minuten, auf die Fraktion der Freien Wähler 22 Minuten, auf die Fraktion des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 21 Minuten und auf die FDP-Fraktion 20 Minuten. Die

Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der stärksten Fraktion. Sie

kann deshalb bis zu 45 Minuten sprechen, ohne dass sich dadurch die Redezeit der

Fraktionen verlängert.

Bevor wir in die Aussprache eintreten, mache ich darauf aufmerksam, dass die Fraktion

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN beantragt hat, die Schlussabstimmung über das

Haushaltsgesetz 2009/2010 in namentlicher Form durchzuführen.

Nun eröffne ich die gemeinsame Aussprache. Als erster Redner hat das Wort Herr Kol-

lege Winter. - Bitte schön.

(Beifall bei der CSU und der FDP)
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Georg Winter (CSU):  Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf

Sie alle recht herzlich begrüßen. Wenn ich gewusst hätte, dass jetzt so schönes Wetter

ist und dass Sie alle lieber draußen sitzen würden, hätte ich gar keine Rede vorbereiten

müssen. Aber schade, wir haben die Wetterprognosen nicht in den Sitzungsplan einge-

taktet.

(Ludwig Wörner (SPD): Ich habe gemeint, die CSU ist für das Wetter zuständig!)

- Kaum scheint die Sonne, wollen alle raus.

(Zuruf von Staatminister Fahrenschon)

- Danke, Herr Staatsminister, es ist wichtig, wenn man Unterstützung hat. So ist es, das

schöne Wetter steht auch für unseren Haushalt. Wir haben gesagt, er ist ein Leucht-

turmprojekt - und schon scheint die Sonne. Damit ist das, was der Kollege Wengert

gestern vorgetragen hat, schon widerlegt.

Zunächst möchte ich an dieser Stelle aber aufrichtig für die Unterstützung Danke sagen.

Meine Damen und Herren, wir haben in fünf Wochen in 13 Sitzungen beraten und be-

schlossen; wir haben 5.000 Seiten, 20 Nachschublisten und über 300 Änderungsanträge

bearbeitet. Ich kann an dieser Stelle nur sagen: Es war wirklich beeindruckend, mit welch

hoher Präsenz die Kolleginnen und Kollegen aller Fraktionen an den Beratungen des

Haushaltsausschusses teilgenommen haben. Trotz unterschiedlicher Auffassung in der

Sache sind wir sehr fair und tolerant miteinander umgegangen; bei den Beratungen hat

ein gutes Klima geherrscht.

Ganz konkret möchte ich noch Ihnen, Frau Kollegin Rupp, neben den anderen Kolle-

ginnen und Kollegen im Haushaltsausschuss als meiner Stellvertreterin danken, natür-

lich auch den Damen und Herren Mitarbeitern im Landtagsamt. Da ist der Sitzungsdienst

gefordert, aber auch ganz besonders das Ausschussbüro des Landtagsamts unter der

Leitung von Frau Fecke und ihren Mitarbeiterinnen.

(Allgemeiner Beifall)
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- Darüber freuen sich die Damen sicherlich.

Danken möchte ich auch Ihnen, Herr Finanzminister und Ihrem Haus, den Mitarbeitern

und Mitstreitern, die alle viel zu tun hatten, sowie den Referenten in den anderen Häusern

und Fraktionen, die ebenfalls stark gefordert waren.

(Allgemeiner Beifall)

Die Nachrichten, die uns dieser Tage erreichen, betreffen selbst Firmen wie Mercedes.

Als kleiner Bub habe ich immer davon geträumt, dass mein Vater so ein Auto kauft.

Damals war der 190er Diesel so beliebt, man musste ein Jahr darauf warten. Aber heute

ist alles anders geworden. Die aktuellen Entwicklungen und Erfordernisse übertreffen in

vieler Hinsicht unsere Vorstellungskraft. Im internationalen Zusammenhang reden wir

nicht mehr von Millionenbeträgen, sondern von Milliarden, sowohl im Hinblick auf die

Verluste auf den internationalen Finanzmärkten als auch im Hinblick auf die Größen-

ordnung staatlicher Programme zur Stützung der Konjunktur. Die Auswirkungen der

Rezession schlagen sich in einem Tempo und mit einer Wucht nieder, wie wir dies bisher

noch nicht erlebt haben.

Die Bundesregierung musste Anfang des Jahres ihre Wirtschaftsprognose, in der sie

von einem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts um 0,2 % ausgegangen war, auf ein

Minus von 2,25 % korrigieren. Inzwischen wird sogar von 4 % Rückgang bei der Wirt-

schaftskraft ausgegangen. Im nächsten Jahr wird sich die Erholung der Wirtschaft

wahrscheinlich nicht so schnell einstellen, wie sich das viele am Jahresanfang erhofft

hatten.

Ich bezweifle, dass wir zur Bekämpfung dieser großen Konjunkturkrise und Wirtschafts-

abschwächung die Erfahrungen aus den Zwanziger- und Dreißigerjahren des letzten

Jahrhunderts heranziehen sollten. Bei dieser Rezession liegt die Schwierigkeit darin,

dass die Welt inzwischen ein vernetztes Dorf geworden ist und sich damit diese Aus-

schläge potenzieren.
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Unsere Wirtschaftswissenschaftler, die sonst so gerne Negativprognosen abgeben, soll-

ten einmal darüber nachdenken und uns sagen, wie wir auf diese neue Entwicklung

reagieren sollten. Sie sollten uns sagen, was wir von der Psychologie her tun sollten, um

eine Steigerung dieser Ausschläge zu vermeiden. Ich hätte den Wunsch, dass sich der

ganze Brain-Trust über diese Frage Gedanken macht. Wir leben nicht in den Jah-

ren 1920 oder 1930. Wir stehen vor einer Herausforderung anderer Art. Deshalb brau-

chen wir auch andere Instrumente. Dazu habe ich bisher von niemandem etwas gehört.

Die Rezession schlägt sich natürlich auch in den Arbeitsmarktzahlen nieder. Wir alle

wissen: Wenn die Spirale einmal nach unten geht, wird es schwierig. Dann wird weniger

gekauft und in der Folge sinkt auch die Nachfrage bei den anderen Unternehmen. Die

Krise wird dann auch bei Branchen ankommen, die bislang nicht davon betroffen waren.

Erfreulicherweise sind unsere Bürger optimistisch und beleben die Konjunktur. Sie las-

sen sich nicht schrecken.

Bereits bei der Debatte über den Etat des Wirtschaftsministers wurde die Frage aufge-

worfen, was von unserer Marktwirtschaft bleiben wird und welche Ordnung in Zukunft

gilt. Wir hielten im Jahre 1990 die Frage nach dem Wirtschaftssystem für geklärt. Diese

Frage muss erneut auf den Prüfstand gestellt werden. Was wird aus der Sozialen Markt-

wirtschaft? - Ist sie nach wie vor in der Lage, die Basis für Frieden, Wohlstand und

Beschäftigung zu bieten? - Wie stellen wir uns eine nachhaltige Finanzpolitik vor? -

Schaffen wir es wirklich, in Krisenzeiten mehr auszugeben, aber umgekehrt in Zeiten,

wo es uns besser geht, weniger Schulden zu machen? - Zu dieser Frage gibt es den

Vorschlag, das Grundgesetz entsprechend zu ändern. Das wäre ein positives und wich-

tiges Zeichen für Bayern, weil wir beim Zahlen im Rahmen des Länderfinanzausgleichs

in ganz besonderer Weise betroffen sind.

Neben diesen grundsätzlichen Fragen müssen wir auch die Entwicklung in unserem

Lande im Auge behalten. Wir müssen versuchen, auf der europäischen Ebene Fort-

schritte zu erreichen. Erfreulich ist, dass gerade gestern und heute bei der aktuellen

Tagung der G 20 die Themen Stabilitätspakt, Finanzmarktverfassung sowie die Forde-
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rung der Bundesregierung, internationale Regeln zur Kontrolle der Finanzmärkte aufzu-

stellen, auf der Tagesordnung waren. Ich denke, alle Länder haben den guten Willen,

bei diesen Themen Verbesserungen zu erreichen und aus dieser Krise von den negati-

ven Erfahrungen zu lernen.

Meine Damen und Herren, ich möchte das Thema Landesbank und die entsprechenden

Auswirkungen auf den Staatshaushalt nicht weglassen. Es kann nicht in Abrede gestellt

werden, dass die Neuverschuldung zur Finanzierung der Kapitalerhöhung bei der Ba-

yerischen Landesbank in der Schuldenlast des Freistaates Bayern ganz erheblich zu

Buche schlägt. Dazu möchte ich folgende Anmerkungen machen:

Erstens. Herr Ministerpräsident Seehofer hat in seiner ersten Regierungserklärung dazu

umfassend Stellung genommen und zur Vergangenheit Klartext gesprochen.

Zweitens. Herr Kollege Erwin Huber hat gestern in seinem Beitrag zu diesem Thema

ebenfalls klare Worte gefunden und nichts beschönigt.

Drittens. Wir begrüßen es, dass der Rechnungshof und die Staatsanwaltschaft in dieser

Angelegenheit prüfen. Das liegt in unserem Interesse. Sie dürfen versichert sein, dass

der neue Ministerpräsident, der neue Finanzminister, der neue Finanzstaatssekretär,

unser neuer Partner in der Regierungskoalition und natürlich auch der neue Vorsitzende

des Haushaltsausschusses sowie die Kolleginnen und Kollegen im Haushaltsausschuss

größtes Interesse an der Aufklärung haben. Wir müssen prüfen, was auf die Finanzkrise

zurückzuführen ist und ob es andere Auffälligkeiten gegeben hat, für die die Verant-

wortlichen zur Rechenschaft gezogen werden müssten. Daran haben wir das allergrößte

Interesse.

Viertens. Mit dem Haushaltsplan zum Thema Landesbank soll Transparenz erreicht

werden. Alle sollen mitverfolgen können, welche Belastungen über die Jahre hinweg

entstehen. Im Jahre 2013 soll jeder auf Knopfdruck sehen können, was tatsächlich ge-

schehen ist. Unser Anliegen ist die Offenheit.
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Fünftens. Zur Kapitalaufnahme, also zur Risikoabschirmung durch den Freistaat Bayern,

gab es keine wirtschaftlich vernünftige Alternative. Dieser Auffassung haben sich die

Medien angeschlossen. Wenn jemand eine bessere Alternative einfällt, wäre ich dank-

bar, wenn er sie mir mitteilen würde.

Sechstens. Die Einrichtung der Landesbank-Kommission war eine notwendige und rich-

tige Entscheidung. Sie kontrolliert und arbeitet aktiv an der Neuausrichtung der Bank

und dem künftigen Geschäftsmodell mit.

Siebtens. Wir achten darauf, dass bei anderen staatlichen Unternehmungen keine un-

verantwortbaren Risiken eingegangen werden. Man könnte die Auffassung vertreten,

dass beim Flughafen und bei der Messe nichts passieren könnte, weil dies solide Pro-

jekte seien. Ich gehe auch davon aus. Wir leben aber in einer paradoxen Zeit: Überall,

wo Not herrscht, wird nach dem Staat gerufen. Wenn jedoch bei Unternehmen, an denen

der Staat beteiligt ist, Risiken oder Defizite auftreten, neigen wir schnell dazu zu sagen:

Davon lassen wir die Finger. Wir müssen darauf achten, dass bei allen Unternehmen,

an denen wir beteiligt sind, die Geschäfte verantwortungsbewusst abgewickelt werden.

Achtens. Unter Berücksichtigung der Schulden zur Stabilisierung der BayernLB hat Bay-

ern unter den westlichen Flächenländern immer noch die geringste Pro-Kopf-Verschul-

dung, und zwar mit Abstand. Sie liegt in Bayern bei 2.600 Euro pro Kopf, in Baden-

Württemberg als dem nächsten westlichen Bundesland bei 3.800 Euro. Wir wissen, dass

die neuen Länder weniger Schulden haben. Wir konnten bereits seit 1946 Schulden

aufnehmen, die neuen Länder erst seit 1990. Außerdem haben wir versucht, im Rahmen

der deutschen Einheit die neuen Länder kräftig zu unterstützen. Wenn die Haushalts-

pläne so, wie sie aufgestellt sind, umgesetzt werden, wird Bayern am Jahresende

insgesamt im deutschen Vergleich an der Spitze stehen.

Der Bund hat mit dem Rettungspaket zur Stabilisierung des Finanzmarktes und den

beiden Konjunkturpaketen bereits Handlungsfähigkeit bewiesen. Vor allem das zweite

Konjunkturpaket setzt über Steuerentlastungen und Investitionen gezielte Impulse zur
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Stützung der Gesamtwirtschaft. Diese Impulse kommen schnell und direkt beim Bürger,

bei den Steuerzahlern und insbesondere bei den Kommunen an.

Zum Doppelhaushalt 2010: Hier wurde der Wunsch geäußert, dass wir mutig und kraft-

voll handeln sollten, um die Krise zu bewältigen. Hier sind alle Länder der Welt gefordert.

Bayern will seinen Beitrag dazu leisten.

Erstens. Der Doppelhaushalt ist konjunkturgerecht, weil er zur Stabilisierung der Real-

wirtschaft zukunftsträchtige Investitionen bietet, indem er den Ausbau der Infrastruktur

anstößt, verstärkt und beschleunigt.

Zweitens. Wir setzen die Vereinbarungen im Koalitionsvertrag um. Die Schwerpunkte

lauten: Kinder, Schule und Hochschulen einerseits und Wirtschaft, ländlicher Raum und

innere Sicherheit andererseits. Das sind die Vorgaben, die sich im Haushalt widerspie-

geln.

Drittens. Wir bleiben bei einer soliden Finanzpolitik und sorgen dafür, dass wir mit Aus-

nahme der Sonderlasten wegen der BayernLB auch in den Jahren 2009 und 2010 ohne

neue Schulden auskommen.

Auf der Grundlage dieser drei Leitlinien kann man den Doppelhaushalt mit Fug und Recht

als Leuchtturm bezeichnen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Die Belebung der Nachfrage ist wichtig. Dem wollen wir uns stellen.

Ich möchte noch auf zwei Dinge eingehen. Die Steigerungsrate liegt bei 4 %, unter Au-

ßerachtlassung der BayernLB bei 6,8 %. Die Schwerpunkte habe ich genannt: auf die

Zukunft ausgerichtete Ausgaben für die Bildung und Ausgaben zur Stützung der Kon-

junktur. Um das an wenigen Zahlen festzumachen, die man mit in die Osterwoche

nehmen kann, gehe ich auf das Investitionspaket bzw. das Volumen ein. Man kann

mehrere Rechnungen anstellen und kommt immer auf ein sehr gutes Ergebnis.
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Wenn wir die letzten fünf Jahre betrachten und nachsehen, wie viel wir investiert haben,

dann kommen wir auf 4,5 Milliarden Euro. Wir sind jetzt bei 5,6 Milliarden Euro, also gibt

es 1,1 Milliarden Euro mehr. Auch wenn wir die Zahlen von 2007 zum Vergleich heran-

ziehen, haben wir 1 Milliarde Euro mehr. Ob kurzfristige Betrachtung oder mittelfristige

Betrachtung: Wir haben 1 Milliarde Euro mehr im Haushalt, eine gute halbe Milliarde

Euro mehr als im letzten Jahr, aber das war bekanntlich ein Wahljahr und da tun wir

immer mehr als sonst. Anders habe ich das nicht in Erinnerung. Es soll auch andere

Landesregierungen geben, die das so handhaben.

(Zuruf der Abgeordneten Simone Tolle (GRÜNE))

Trotzdem übertreffen wir den Rekord - Frau Tolle, darum habe ich es gesagt. Trotz

Wahljahr und entsprechenden Ausgaben liegen wir heuer um eine halbe Milliarde Euro

über dem Rekord.

(Beifall bei der CSU - Georg Schmid (CSU): Sehr gut!)

Ich komme zum Konjunkturpaket, das zunächst mit 50 Milliarden Euro veranschlagt ist.

Wenn man da die Rechnung aufmacht, ist man überrascht, was wirklich übrig bleibt. Die

SPD ist immer ganz stolz auf das Paket. Ich frage mich allerdings, warum die Kollegen

von der SPD immer so stolz auf den Bund sind. Zunächst einmal: Der Bund sind wir alle.

Regiert wird er von der Union und von der SPD, wir sind also auch dabei, und zwar mit

einer Kanzlerin.

(Zuruf der Abgeordneten Adelheid Rupp (SPD))

- Frau Rupp, das ist ganz wichtig: die erste Bundeskanzlerin - eine Besonderheit.

Jetzt wird es spannend. Wie gesagt, zunächst sind es 50 Milliarden Euro. Bei den Steu-

ern haben wir eine Menge bewegt. Das ist okay, das wird der Finanzminister noch

darlegen. Da ist viel Positives erreicht worden. Jetzt kommen wir zu den 13 Milliarden

Euro. Der Bund sagt, 3 Milliarden Euro investiere ich selbst, 10 Milliarden Euro werden
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an die Länder verteilt. Bayern erhält netto 1,4 Milliarden Euro. Den Betrag können wir

stehen lassen.

Jetzt wird es noch interessanter. Von den 1,4 Milliarden Euro kommen heuer, in 2009,

483 Millionen Euro bei uns an. Den Kommunen geben wir 338 Millionen Euro. Das ist

auch okay. Dann bleiben für den Staatshaushalt, also für unsere Ausgaben, noch

145 Millionen Euro übrig. Aber es geht weiter. Wir reichen an unsere Kommunen nicht

nur das Geld des Bundes weiter, sondern legen heuer 121 Millionen Euro drauf. Zieht

man jetzt von den 145 Millionen Euro, die uns im Staatshaushalt 2009 von Herrn Stein-

brück - das kann man einfügen - gegeben werden, die 121 Millionen ab, dann bleiben

ganze 24 Millionen Euro, die tatsächlich im Staatshaushalt für uns übrig bleiben.

(Christa Naaß (SPD): Heuer?)

- Heuer. Das können wir mal drei hochrechnen. Frau Naaß, das ist keine Frage.

Insgesamt haben wir aber hier ein Ergebnis, wie wir es von den Kommunen im April

kennen: Große Summen erwecken immer große Erwartungen und viele interessieren

sich dafür, aber am Ende wird es immer ein bisschen weniger.

Ich komme zu einer anderen Geschichte. Uns von der CSU - ich denke, uns allen, weil

wir alle das Wohl unseres Landes im Auge haben -¨wäre wohl das Folgende am liebsten.

Herr Finanzminister, es wäre eine tolle Sache, wenn Sie das durchsetzen könnten. Ob

eine Chance besteht, weiß ich nicht. Es gibt wohl Urteile; das ist nicht so einfach. Sie

haben schon die Verschuldungsregeln mit hereingenommen. Aber zum Träumen schön

wäre es schon, wenn Folgendes passieren würde:

Wir zahlen beim Länderfinanzausgleich 2,9 Milliarden Euro. Über die Ausgleichsrege-

lung der Umsatzsteuer kommen noch einmal 2 Milliarden Euro hinzu. Das macht

zusammen knapp 5 Milliarden Euro. Jetzt wäre es eine schöne Sache, wenn man Fol-

gendes tun könnte - größtes Empfängerland ist ohnehin Berlin -: Lieber Finanzminister,

gib den bayerischen Anteil am Konjunkturpaket, die 438 Millionen Euro in 2009, gleich
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den Herren in Berlin und in Bremen, lasse uns den Länderfinanzausgleich und die Um-

satzsteuerverrechnung, dann könnten wir die 4,9 Milliarden Euro zu unseren 5,6 Milli-

arden Euro dazunehmen, dann hätten wir eine Investitionsquote von 23 %, von der wir

träumen. Mit 10,5 Milliarden Euro an Investitionen wären wir dort, wo die SPD immer hin

will. Wir könnten mit voller Kraft noch mehr tun.

(Beifall bei der CSU - Georg Schmid (CSU): Beeindruckende Rechnung!)

Ich bin froh, dass Kollege Wengert da ist; er hatte gestern große Zweifel an dem Leucht-

turm. Deswegen habe ich mir die Mühe gemacht, das Ganze noch einmal aufzuschrei-

ben, damit man das in Kurzform aufnehmen kann. Herr Wengert, ich habe Ihnen gestern

nicht einmal widersprochen. Es war eine leichte Herausforderung, als Sie gesagt haben,

was wir alles nicht können. Ich habe mir gedacht, jetzt lassen wir die Augsburger Kom-

munalpolitik weg und bleiben beim Staatshaushalt, für den wir zuständig sind.

(Georg Schmid (CSU): Vernünftig!)

Ich komme zunächst zum Einsatz der Staatsregierung auf Bundesebene. Je mehr die

Opposition den Ministerpräsidenten für seine vielfältigen Einsätze und Taktschläge, die

in kurzen Intervallen kommen, kritisiert, umso mehr besteht die Chance, dass die Bürger

die Dinge wahrnehmen. Erstens wird das immer in den Medien aufgegriffen. Zweitens

sagt man beim dritten Mal, jetzt müssen wir doch einmal hinschauen, um was es da geht,

wenn dauernd herumgestritten wird. Da sehe ich die Chance und habe die Hoffnung,

dass etwas hängenbleibt neben dem, dass bei vielen tatsächlich etwas im Geldbeutel

ankommt.

Ich nenne einige Stichpunkte:

Anhebung von Kindergeld und Kinderfreibetrag zum 01.01.2009.

Erbschaftsteuer: Es besteht die Chance, dass das Familienheim bei den Angehörigen

bleibt.
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Unterstützung für den Mittelstand: Die Betriebe kommen nicht bei der Erbschaftsteuer

unter die Räder.

Pendlerpauschale: Die Rückzahlung der Pauschale für 2007 wurde in Rekordzeit ab-

geschlossen. Man kann den Finanzämtern nur dafür danken, dass sie über eine Million

Einkommensteuerfälle geprüft und insgesamt 290 Millionen Euro zurückgezahlt haben.

(Beifall bei der CSU - Georg Schmid (CSU): Großes Lob!)

Konjunkturpaket II: Entlastung bei der Einkommensteuer, Grundfreibetrag, Senkung des

Eingangssteuersatzes, Abflachung des Tarifs, Kinderbonus.

Reduzierung des Beitrags zur gesetzlichen Krankenversicherung ab 01.07.2009 auf

14,9 %. Abzugsfähigkeit von Krankenversicherungsbeiträgen ab dem Jahr 2010, ohne

dass das Geld an anderer Stelle weggenommen wird. Das haben wir im Antrag deutlich

gemacht.

Ich komme zur Landesebene. Es gibt ein bayerisches Beschleunigungsprogramm.

Damit konnten die Haushaltsausgabereste in Höhe von 350 Millionen Euro sofort ein-

gesetzt werden.

Weiter die vorgezogene Freigabe beim FAG in der Größenordnung von gut 600 Millionen

Euro.

Dann gab es den Bildungsgipfel der Kommunen im Interesse der Ganztagsschulange-

bote, die Finanzierung des Mittagessens für bedürftige Schulkinder und eine noch

besser aufgestellte Jugendsozialarbeit an Schulen.

(Beifall bei der CSU)

Ich hätte noch eine ganze Seite, weil wirklich viel passiert ist.

Auch zu den Schwerpunkten des Doppelhaushalts 2009/2010 einige Stichpunkte:
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Für die Schulen gibt es 2.738 zusätzliche Stellen. Ich kann mich in meiner achtzehnjäh-

rigen Zeit als Parlamentarier nicht daran erinnern, dass wir schon einmal mehr getan

hätten. Dazu kommt, dass wir zusätzlich 100 Millionen Euro für den Ausbau der Ganz-

tagsschulen und 200 Millionen Euro für die Ganztagskonzeption bereitstellen. Der

Schulgeldersatz für die Privatschulen wird auf 75 Euro erhöht. Bis zum Ende der Legis-

laturperiode haben wir das Ziel, auf 100 Euro zu kommen.

Ich komme zu den Hochschulen. - Schulen und Hochschulen in dieser Kombination, das

gab es noch nicht. Zunächst einmal erfolgt eine vorgezogene Freigabe des Einzelplans

15. Damit besteht die Chance, dass die Hochbaumittel mit jeweils mehr als 400 Millionen

Euro - zusammen knapp 900 Millionen Euro - bis 2009 und 2010 schon beschlossen

sind. Auf diese Weise kann jetzt schon ausgeschrieben werden. Das haben wir bereits

Anfang März im Plenum beschlossen. Damit ist für diesen großen Schwerpunkt der Start

schon freigegeben. Zu den 2.738 Lehrerstellen kommen noch einmal 3.000 neue Stellen

im wissenschaftlichen Bereich. Dann kommen wir zu den Kindern. Für die Kinderbe-

treuung sind in diesem Jahr 676 Millionen und im nächsten Jahr 720 Millionen Euro

ausgewiesen. Auch den Kinderschutz, der notwendig ist, wie wir wissen, werden wir

verstärken und verbessern.

Zur inneren Sicherheit. 500 zusätzliche Stellen gibt es heuer und 500 zusätzliche Stellen

im nächsten Jahr. 230 zusätzliche Stellen gibt es in der Justiz zusammen mit den Stellen

für Richter und Staatsanwälte.

Bei den Finanzämtern gibt es 500 neue Stellen.

Der kommunale Finanzausgleich ist der höchste und beste, den wir je hatten. Das wurde

gestern Abend auch vom Gemeindetagspräsidenten bestätigt. Insgesamt sind es

6,35 Milliarden Euro. Die Steigerung beträgt 4 %. Der kommunale Anteil wird erhöht, und

die Schlüsselzuweisungen erreichen eine Rekordsumme von 2,58 Milliarden Euro. Alles

das kann sich sehen lassen. Wir verstärken die Investitionen in die Krankenhäuser und

in den Hochbau. Damit investieren wir an der richtigen Stelle.
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Im öffentlichen Dienst ist es wichtig, dass die Leute Geld haben und es ausgeben und

etwas kaufen können. Deswegen ist es gut, dass 18.000 zusätzliche Beförderungsmög-

lichkeiten im Haushalt ausgewiesen sind. Das Tarifergebnis wird auch auf die Beamten

ohne Abstriche übertragen. Die Altersteilzeit wird zu verträglichen Bedingungen fortge-

führt. Soweit zum Haushalt.

Jetzt noch ein paar allgemeine Anmerkungen. Wichtig sind auch die Eckdaten des

Haushalts. Vorher hatte ich die Verschuldung erwähnt, jetzt möchte ich nur noch ganz

kurz auf die Zinslastquote eingehen, die insbesondere im Zusammenhang mit den be-

sonderen Belastungen immer wieder angesprochen wird. Trotz der besonderen Belas-

tungen ist das Ergebnis beeindruckend. Die Zinslastquote beträgt in unserem Etat 3 %.

Man kann sie noch nach Jahren aufschlüsseln. 2009 sind es 2,7 %, nächstes Jahr 3,1 %.

Wie immer zählt nur der Vergleich, wenn man aussagekräftig sein möchte. In den an-

deren Ländern beträgt die Zinslastquote im Durchschnitt 8 %. Damit unterscheiden wir

uns ganz deutlich von den anderen Ländern. Dadurch wird auch klar, dass der Freistaat

Bayern wirklich vorgesorgt hat. Nur deshalb sind wir in der Lage, so auf die jetzige Si-

tuation zu reagieren.

Dafür möchte ich noch ein paar Beispiele nennen. In der Vergangenheit war es alles

andere als einfach, auf viel Wünschenswertes zu verzichten. Nur so können wir die

Haushaltssicherungsrücklage beanspruchen. Nur so können wir die Sonderprogramme

finanzieren und das Geld aus dem Programm "Zukunft Bayern 2020" tatsächlich aus-

geben. Als Stichwort nenne ich nur das Klimaprogramm mit einem Gesamtumfang von

1,7 Milliarden. Wichtig ist dabei aber auch, dass diese 1,7 Milliarden nicht aus Privatis-

ierungserlösen stammen, sondern aufgrund einer sorgfältigen und weitsichtigen Politik

und aufgrund von Einsparungen und Steuermehreinnahmen in unserem Haushalt auf-

gelaufen sind, sodass wir jetzt ohne neue Schulden arbeiten können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)
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Zum Schluss sage ich ohne Ironie auch der SPD Danke dafür, dass sie ihre Positionen

in der Pressekonferenz dargestellt hat. Sie hat eine andere Position als wir. Das ist in

Ordnung, es soll auch Alternativen geben. Sie haben es deutlich angesprochen. Ihre

Alternative lautet, das Geld aus der Rücklage sofort auszugeben. Wir sehen dagegen

die Gefahr und das Risiko, dass die Krise noch viel heftiger wird und dass wir erst am

Anfang der Krise stehen. Deshalb müssen wir weiterhin in der Lage sein, kraftvoll zu

reagieren. Deshalb haushalten wir. Für uns gilt: Spare in der Zeit, dann hast du in der

Not. Darauf greifen wir zurück. Ich sage Ihnen zum Abschluss einen ganz herzlichen

Dank für Ihre Aufmerksamkeit und bedanke mich noch einmal für das gute Miteinander.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Die nächste Rednerin ist für die SPD-Fraktion Frau

Kollegin Rupp.

Adelheid Rupp (SPD):  (von der Rednerin nicht autorisiert) Herr Präsident, Kolleginnen

und Kollegen! Lieber Kollege Winter, ich möchte mich als stellvertretende Ausschuss-

vorsitzende zunächst auch für das gute Miteinander im Haushaltsausschuss bedanken.

In der Sache waren die Auseinandersetzungen sehr hart, persönlich aber immer sehr

fair. Ganz persönlich möchte ich mich beim Landtagsamt und hier stellvertretend bei

Frau Fecke bedanken.

(Allgemeiner Beifall)

Sie hat für die vielen neuen Mitglieder im Haushaltsausschuss sehr viel geleistet. Da-

durch wurde es auch möglich, die Beratungen zügig zu führen. Genauso gilt mein Dank

auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Ministerien und - das möchte ich hier

ausdrücklich sagen, auch wenn es ein bisschen merkwürdig erscheint - unseren eigenen

Haushaltsreferenten. Die eigenen Mitarbeiter der Fraktionen leisten auch immer sehr

viel. Sie sollten an der Stelle auch erwähnt werden.

(Allgemeiner Beifall)
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Kollege Winter, Sie haben von einer Herausforderung neuer Art geredet. Das sehe ich

genauso. Sie haben den Haushalt gleichzeitig als einen Leuchtturm dargestellt. Ich

würde ihn eher etwa so beschreiben: Eine kleine Taschenlampe brennt. Das Bild würde

wahrscheinlich besser zutreffen.

(Georg Schmid (CSU): Leuchtturm ist schon schöner!)

Bei den Beratungen am Dienstag - das betrifft den Ministerpräsidenten und Sie, Herr

Schmid - dachte ich mir, ob bei Ihnen überhaupt angekommen ist, in welcher Situation

sich die Menschen draußen befinden. Hier wird gebetsmühlenartig wiederholt, wir hätten

eine ganz schwere Finanz- und Wirtschaftskrise. Tatsächlich habe ich aber immer wie-

der den Eindruck, dass diese Krise für Sie nur virtuell besteht.

(Beifall der Abgeordneten Johanna Werner-Muggendorfer (SPD))

Ich möchte hier einfach nur einmal die Zahlen nennen, die wir in Bayern haben. Wir

haben 342.000 Arbeitslose und 395.000 Menschen, die Kurzarbeit leisten. Hier dürfen

wir uns bei unserem Arbeits- und Sozialminister Olaf Scholz dafür bedanken, dass das

Kurzarbeitergeld auf 24 Monate ausgedehnt wurde.

(Beifall bei der SPD)

Die Zahlen in Unterfranken sind vielleicht schon der Vorbote für das, was auch in Ober-

bayern noch kommen kann. Im Arbeitsamtbezirk Schweinfurt haben wir derzeit über

12.000 Arbeitslose und 20.000 Arbeitnehmer, die Kurzarbeit leisten. Betroffen sind

282 Firmen. In Aschaffenburg haben wir über 9.000 Arbeitslose und 16.000 Menschen

in Kurzarbeit. Über 330 Firmen sind dort betroffen. Die Menschen in Kurzarbeit sind in

ihrer materiellen Existenz bedroht. Viele davon können tatsächlich arbeitslos werden.

Davon sind dann wieder die Familien betroffen. Außerdem wissen wir auch, dass ältere

Menschen und Frauen nachher nicht mehr ohne Weiteres Arbeit finden werden. Das ist

ein Problem, das wir nicht aus dem Blick verlieren sollten. Deshalb kann überhaupt nicht

nachvollzogen werden, warum die CSU und die FDP in Sachen Konjunkturpaket und
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konjunkturelle Impulse nicht tätig wurden. Die einzigen Impulse waren das Geld vom

Bund, die guten Ideen der SPD und die schlechte Umsetzung der Programme durch die

Staatsregierung.

(Beifall bei der SPD)

Herr Schmid, Sie haben gestern gesagt - -

(Georg Schmid (CSU): Vorgestern!)

Entschuldigung. - Vorgestern haben Sie gesagt, dass die vielen Rücklagen, die wir

haben, dem guten Wirtschaften zu verdanken seien. Ich möchte Sie darauf hinweisen,

dass von diesen Rücklagen allein 1,9 Milliarden Euro aus Steuereinnahmen des letzten

Jahres stammen.

(Georg Schmid (CSU): Das ist doch gut so! Es war klug, dass wir das Geld nicht

ausgegeben haben!)

Das sind Steuereinnahmen aus dem letzten Jahr. Das war nicht gutes Wirtschaften über

Jahre hinweg, sondern das waren unerwartete Steuereinnahmen im letzten Jahr.

(Georg Schmid (CSU): Das geht mal so, mal so!)

- Das geht nicht mal so oder mal so. Sie können die Ergebnisse in den Rücklagen nicht

für sich reklamieren, weil die CSU die gesamtwirtschaftliche Lage genauso wenig be-

stimmt, wie sie die Seen und Berge in der Bundesrepublik schafft.

(Beifall bei der SPD - Georg Schmid (CSU): Sie hätten das Geld ausgegeben!)

Bei der Bewertung der Situation stellen wir immer wieder fest, dass Ihre Beiträge von

Widersprüchlichkeiten geprägt sind. Zum einen fordern Sie eine antizyklische Finanz-

politik. Der Ministerpräsident räumt ein, dass dafür auch einmal mehr Geld in die Hand

genommen werden muss, als der Staat tatsächlich zur Verfügung hat. Damit gibt er in

seinen Ausführungen - wenn auch vorsichtig - zu, dass eine Verschuldung in einer sol-
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chen Situation durchaus denkbar ist. Sie, Herr Schmid, sagen dagegen, Sie wollen auf

jeden Fall einen ausgeglichenen Haushalt, und etwas anderes dürfe es auch nicht

geben.

(Georg Schmid (CSU): Das ist auch vernünftig so!)

- Melden Sie sich doch anschließend zu Wort und plappern Sie nicht dauernd dazwi-

schen.

(Beifall bei der SPD - Georg Schmid (CSU): Weil Sie etwas Falsches sagen! Sie

reden einen Unsinn, den wir uns anhören müssen!)

- Wenn ich mich so aufführen würde wie Sie, wenn Sie Unsinn reden, müsste ich hier

auf den Bänken tanzen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Georg Schmid (CSU): Sie haben wohl die Weisheit

mit dem Löffel gefressen!)

Und nun zur FDP, die das große Wort von der sozialen Marktwirtschaft ständig im Mund

führt und dabei nie

(Unruhe bei der CSU und der FDP - Glocke des Präsidenten)

- also, ich bitte Sie, jetzt für Ruhe hier zu sorgen, denn das ist echt unpassend, das ist

wirklich unpassend - die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Blick hat und, wie ich

glaube, im Kern auch nicht verstanden hat, was soziale Marktwirtschaft ist, sondern es

einfach der Zeit geschuldet sieht, sich auch dieses Begriffes zu bedienen, um nicht ganz

so neoliberal dazustehen.

(Beifall bei der SPD)

Weiter geht es mit der Frage der Investitionsquote. Auch da war es interessant, Zahlen

zu hören, die schlicht nicht gestimmt haben. Sie haben sich hier hingestellt und gesagt:

Wir sorgen dafür, dass die Investitionsquote steigt. Das war Ihre Aussage, das war der
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Tenor Ihrer Reden. Dazu muss man einfach die nüchternen Zahlen nennen. Im ersten

Nachtragshaushalt 2008 betrug die Investitionsquote 13,4 %. Für 2009 waren 12,5 %

und für 2010 12 % geplant. Also, jetzt denke ich doch, dass Ihre rechnerischen Kennt-

nisse so weit gehen, dass Sie wissen, dass 13,4 % im Jahr 2008 mehr sind als 12,5 %

2009 und 12 % 2010. So viel traue ich Ihnen durchaus noch zu. Das Endergebnis, das

wir jetzt haben, ist allein aufgrund der Nachschubliste, also aufgrund des Konjunkturpa-

kets, so, dass die Investitionsquote 2009 13,6 % und 2010 13,4 % beträgt.

Herr Finanzminister, Sie haben in Ihrer Eingangsrede zu den Beratungen des Haushalts

gesagt, in schlechten Zeiten solle man deutlich investieren. Nun möchte ich aber wissen,

wo in Ihrem Haushalt die Steigerung von 2008 auf 2009 und 2010 zu finden ist. Das ist

nirgendwo der Fall. Im Gegenteil, Sie haben die Zeichen der Zeit nicht erkannt, Sie haben

einen Schönwetterhaushalt gemacht und sich darauf verlassen, dass der Bund tätig wird.

Da muss ich Ihnen sagen: Das ist deutlich zu wenig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

An ihren theoretischen Ausführungen - ich habe es wohl schon einmal gesagt - hätte

Werner Schieder, der große Keynesianer in unserer Fraktion, seine Freude, aber in der

Umsetzung nicht ein Schritt, nicht ein Stück. Das ist, denke ich, etwas, was so nicht

gehen kann, weil es die Anliegen und Probleme der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer in Bayern schlicht leugnet und sich ihrer nicht annimmt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Zurufe von der CSU)

- Also, schrecklich die Jungs hier vorn! Ein bisschen ruhiger, ein bisschen ruhiger!

Nun zu den Haushaltsberatungen im Einzelnen. Ich möchte nicht auf die Einzelpläne

eingehen. Das haben die Fachpolitiker getan, das muss ich nicht mehr tun. Aber ich

möchte natürlich auf die Punkte des Konjunkturpakets eingehen.

Wir von der SPD haben im November klar erkannt, dass dieses Land Probleme bekom-

men wird und dass die Arbeitsplätze in Bayern in einer ganz schwierigen Situation
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stehen. Wir haben daher ein Konjunkturpaket mit ganz klaren Forderungen aufgelegt.

Wenn wir uns die einzelnen Punkte der CSU anschauen, müssen wir sagen, dass es in

Teilbereichen eine komplette Übereinstimmung gibt, dass es in Teilbereichen zumindest

hinsichtlich anteiliger Summen Übereinstimmung gibt und dass es einige wenige Punkte

gibt, die Sie nicht aufgegriffen haben.

Ich möchte das wiederholen: Das sind der Hochschulbau und die Hochschulsanierung,

die energetische Gebäudesanierung, Bau und Sanierung von Schulen, das regionale

Wirtschaftsförderprogramm, die Breitbandversorgung, die ÖPNV-Busförderung, Unter-

haltung und Bau von Staatsstraßen, Wohnungsbau, Landesbehindertenplan, Mittel aus

der Kfz-Steuer für die kommunale Infrastruktur, Krankenhausfinanzierung, Städtebau-

förderung. Das waren die Punkte, die wir mit unseren Anträgen bereits im November

aufgegriffen haben.

Sie haben das dann auch getan. Dazu muss ich Ihnen aber Folgendes sagen: Ich glaube,

in Zeiten der Krise ist es völlig unangemessen, Spielchen zu spielen. Sie spielen an

diesem Punkt das Spielchen: Wir stellen den gleichen Antrag, aber beschließen nicht

positiv über das, was die SPD beantragt hat. - Diese Anträge sind positiv erledigt, sie

sind teilweise bis auf den Cent identisch. Die GRÜNEN haben zum Beispiel zur Breit-

bandversorgung genau den gleichen Antrag wie wir gestellt, und über das Finanzminis-

terium wurde das auch so eingebracht.

Wie kleinmütig muss man sein, wie kleinmütig muss man sein, dass man diese Anträge

nicht nehmen und sagen kann: Ihr habt recht, und jetzt lasst uns darüber gemeinsam

abstimmen!

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CSU)

Kolleginnen und Kollegen, wie armselig ist es, wie engstirnig muss man sein, in einer

Situation, in der wir wissen, dass Zehntausende, wenn nicht mehr als Hunderttausend

von Arbeitslosigkeit bedroht sind, nicht sagen zu können: Okay, da war die SPD schnel-

ler, hat früher daran gedacht, hat auch an die richtigen Punkte gedacht, wir können auch
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noch den gleichen Antrag stellen, aber dann lasst uns das alles gemeinsam positiv ver-

abschieden.

(Beifall bei der SPD)

Da muss ich Ihnen sagen: Liebe Kolleginnen und Kollegen, das deutet eindeutig darauf

hin, dass Sie die Lage nicht erkannt haben,

(Beifall bei der SPD)

dass Ihnen nicht klar ist, dass diese Krise sehr tiefgreifend ist, dass diese Krise größte

Probleme für die Wirtschaft in Bayern mit sich bringt und dass diese Krise eine Bedro-

hung für die Familien und die Menschen in Bayern ist. Das haben Sie offensichtlich nicht

begriffen, wenn Sie an solchen Stellen nicht einmal in der Lage sind zu sagen: Lasst uns

den Weg gemeinsam gehen; das sind richtige Ideen, das sind richtige Vorschläge; wir

sehen das genauso.

Ich bitte Sie wirklich, über so ein Verhalten nachzudenken. Denken Sie darüber nach!

Da draußen können Sie das eigentlich nicht rechtfertigen. Das ist der Situation und dem

Ernst der Lage in gar keiner Weise angemessen. In gar keiner Weise!

(Beifall bei der SPD)

Das ist das, was mich auch hier hoch frustriert: Richtige Gedanken, richtige Ideen, früh-

zeitiges Erkennen von Problemen werden ignoriert. Das Geschäftsmodell der Landes-

bank wurde von uns vor über einem Jahr thematisiert und von Ihnen mit Hohngelächter

abgelehnt. Wir haben das richtig erkannt. Wir haben darauf gedrängt, dass man sich

damit befasst, Kolleginnen und Kollegen. Sie haben das einfach beiseite geschoben.

Nehmen Sie wahr: Gute Politik macht man dann, wenn man vorausschaut und voraus-

schauend agiert und handelt und nicht nur Rituale abspult. Wenn Politik zu Ritualen

verkommt, dann ist sie es wirklich nicht mehr wert. Wenn es um die Menschen draußen

geht, um ihren Verdienst, ihr Einkommen und ihre Arbeitsplätze, dann sind Rituale ge-
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fälligst nachrangig. Kolleginnen und Kollegen von der CSU und der FDP, ich erwarte von

Ihnen, dass Sie diesen Stil ändern, dass Sie sachgerecht arbeiten und dass Sie positive

Vorschläge aufnehmen.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten Hubert Aiwanger (FW))

Zur Umsetzung des Konjunkturpakets möchte ich nicht mehr viel sagen. Ich möchte

einen Punkt erwähnen. Es sind insgesamt 1,9 Milliarden Euro zu investieren. Der Anteil

des Freistaates sollte wenigstens bei 25 % liegen. Was gemacht wurde, sind 100 Milli-

onen Euro, die der Freistaat hineingibt. Das sind also nicht die zusätzlichen Impulse, die

hätten gesetzt werden können. Das wird nicht getan, sondern es wird versucht, mit

Haushaltstricksereien schließlich den eigenen Anteil sicherzustellen. Auch das ist der

aktuellen Lage definitiv nicht angemessen

(Beifall bei der SPD)

Sie reden sehr viel von Steuersenkungen und Abgabensenkungen, damit der Konsum

angekurbelt wird. Wir sind uns in einem Punkt einig: Es ist richtig, jetzt den Konsum

anzukurbeln. Das ist eine völlig richtige Aussage. Die Binnennachfrage bei uns ist ein

Riesenproblem. Im Maschinen- und Anlagenbau haben wir irrsinnige Umsatzrückgänge,

weil diese Industrie so exportorientiert ist und eben im Moment nichts mehr exportiert

werden kann.

Aber dann lassen Sie uns doch das tun, was wir hier schon zigmal erwähnt haben, näm-

lich hier in Bayern Punkte ändern, damit die Menschen das Geld unmittelbar im Geld-

beutel behalten. Ich nenne nur zwei Dinge: kostenfreies Kindergartenjahr und Streichung

der Studiengebühren.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie wollen, dass die Menschen mehr Geld im Geldbeutel haben, dann tun Sie

doch etwas und versuchen Sie nicht, auf Berlin zu warten. Im Übrigen - auch das muss

ich klarstellen - kann man mit uns jederzeit über Steuersenkungen reden, wenn es darum
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geht, die Ungerechtigkeit der Progression zu beenden, denn das betrifft die niedrigen

Einkommensgruppen und das ist ungerecht. Darüber kann man mit uns reden. Aber nicht

über Steuersenkungen für die wirklich Vermögenden in diesem Land, weil die genau in

dieser Situation eine Aufgabe und eine Verpflichtung haben!

(Beifall bei der SPD)

Da würde ich mit Ihnen lieber über die Vermögensteuer reden.

Ein letzter Punkt - dann sind nachher meine Kollegen zum Haushaltsgesetz und zum

FAG dran - betrifft Risiken, die auf uns zukommen. Selbst mit den Anträgen der SPD

wäre dieser Haushalt ausgeglichen. Wir sind nicht so vermessen, das für 2010 zu be-

haupten. Wir alle wissen nicht, was 2010 auf uns zukommt. Wir wissen nicht, wie stark

die Steuereinnahmen sinken werden. Die Steuereinnahmen werden sinken, soviel ist

klar. Wir wissen nicht, welche weiteren Risiken die BayernLB in sich birgt. Auch das ist

nicht bekannt. Ich gehe deshalb davon aus, dass wir sehr schnell einen Nachtragshaus-

halt brauchen werden. Ich bitte Sie alle, wenn es dann wieder um Maßnahmen geht, um

die Arbeitsplätze in Bayern zu schützen: Bitte seien Sie so vernünftig, arbeiten Sie mit

uns zusammen, nehmen Sie unsere Ideen positiv auf. Lassen Sie Ihren Kleinmut bei-

seite.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Für die Fraktion der Freien Wähler spricht nun Herr

Kollege Pointner.

Mannfred Pointner (FW):  Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-

legen, Herr Staatsminister! Zunächst möchte ich mich dem Dank des Herrn Kollegen

Winter an alle, die an den Haushaltsberatungen beteiligt waren und mitgeholfen haben,

anschließen: an das Landtagsamt und an das Ministerium. Es war eine angenehme und

faire Arbeit, auch wenn, wie heute schon gesagt, unsere Anträge fast alle abgelehnt

wurden. Darauf komme ich aber später noch.
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Herr Staatsminister, Sie haben schon mehrmals stolz verkündet, dass der Doppelhaus-

halt 2009/2010 ausgeglichen und ohne Neuverschuldung ist. Das ist richtig, wenn man

diesen Doppelhaushalt formal betrachtet. Es wurde zwar schon mehrfach gesagt, ich

muss aber trotzdem wiederholen, dass die 10 Milliarden Euro für die Landesbank eine

Belastung darstellen, die weiter wirkt.

(Josef Miller (CSU): Andere wären froh, wenn Sie diesen Haushalt hätten!)

Wenn sie 10 Milliarden zahlen dürften?

(Josef Miller (CSU): Nein, im Hinblick auf die Gesamtsumme!)

Dann war das wohl ein Missverständnis. - Fakt ist aber nun einmal, dass die 10 Milliarden

bezahlt werden müssen, und ob wir dieses Geld je wieder zurückbekommen, ist fraglich.

Auch Sie selbst, Herr Finanzminister, haben gesagt, dass wir vielleicht nur einen Teil

zurückbekommen. Das mag nun aber einmal dahingestellt sein. Warten wir ab, was in

den nächsten Jahren kommt. Tatsache ist aber, dass heuer für diesen Kredit 200 Milli-

onen Euro an Zinsen aufgewendet werden müssen und im Jahr 2010 400 Millionen Euro.

Wir können nur hoffen, dass es in den nächsten Jahren bei den 400 Millionen Euro bleibt.

Dieses Geld fehlt uns aber hinten und vorne, vor allem für die Finanzierung der Maß-

nahmen, die wir gewünscht, die wir beantragt haben.

Dieser Doppelhaushalt 2009/2010 konnte nur deshalb ohne Neuverschuldung ausge-

glichen werden, weil aufgrund der Steuermehreinnahmen der letzten Jahre - das hat

Frau Rupp schon angesprochen -, Rücklagen gebildet werden konnten. Von diesen 3,8

Milliarden Euro Rücklagen - so ist mir vom Finanzministerium mitgeteilt worden, Herr

Huber hat gestern von 5 Milliarden Euro gesprochen, vielleicht liegen noch irgendwo 1,2

Milliarden Euro herum, die wir noch nicht kennen -, die am Beginn dieses Jahres vor-

handen waren, werden laut Haushaltsplan 3,7 Milliarden Euro entnommen. Am Ende

dieses Doppelhaushaltsjahres sind dann noch ganze 100 Millionen Euro übrig, jedenfalls

nach der jetzigen Rechnung. Wir alle erwarten mit Sorge das Ergebnis der nächsten
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Steuerschätzung. Dann könnten diese Zahlen schnell zur Makulatur werden und ein

Nachtragshaushalt unausweichlich sein.

Allein die schon beschlossenen Steuerentlastungen, sie stehen im Haushalt, führen zu

Mindereinnahmen von 3,5 Milliarden Euro in diesem Doppelhaushalt. Die Minderein-

nahmen konnten zwar durch die Rücklagen ausgeglichen werden, ich frage mich aber,

wie Sie den Haushalt ausgleichen wollen, wie Sie die nächsten Haushalte ausgleichen

wollen, wenn die Rücklagen einmal weg sind.

Steuermehreinnahmen sind nicht ersichtlich, im Gegenteil. Die Wirtschaftskrise, auch

das wurde schon angesprochen, wird massiv auf die Steuern durchschlagen. Sie haben

zwar 1,4 Milliarden Euro - jedes Jahr 700 Millionen Euro - Mindereinnahmen eingeplant.

Wir alle haben die Hoffnung, denn wir sitzen alle in einem Boot, dass das reicht.

Es ist auch nicht zu erwarten, dass der Bund ein weiteres Konjunkturprogramm auflegt,

das den Ländern ermöglicht, überfällige Investitionen durchzuführen, ohne dass dafür

zusätzlich eigenes Geld in die Hand genommen werden müsste, wie das hier in Bayern

geschehen ist, mit Ausnahme des Kofinanzierungsanteils in Höhe von 100 Millionen

Euro für die Gemeinden. Es ist auch nicht zu rechtfertigen, dass der Bund sich weiter

verschuldet, denn das Konjunkturpaket des Bundes war auf Schulden aufgebaut. Es

nützt auch nichts, wenn wir hier in Bayern immer auf unsere vergleichsweise geringe

Pro-Kopf-Verschuldung verweisen, denn wir sind mitverantwortlich für die horrenden

Schulden des Bundes. Die Schulden des Bundes sind auch unsere Schulden. Wir müs-

sen sie mittragen, und zwar überproportional.

Herr Staatsminister, vor einigen Tagen haben Sie im Rundfunk gesagt - das habe ich

zufällig gehört -, dass Ihnen für die zukünftigen Haushalte nur Ihr Optimismus hilft. Ich

bin grundsätzlich auch ein Optimist, und wenn ich auf die letzten Jahrzehnte zurückbli-

cke, in denen ich mit Haushalten zu tun gehabt habe, dann sind den schlechten Jahren

auch immer wieder gute gefolgt. Andererseits darf man vor lauter Optimismus die Rea-

lität nicht aus dem Auge verlieren. Die Realität spricht leider eine andere Sprache. Herr
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Hacker ist im Moment leider nicht da. Er hat uns gestern vorgehalten, dass unsere An-

träge Mehrausgaben in Höhe von 1,7 Milliarden Euro verursacht hätten, ohne dass wir

eine Gegenfinanzierung angeboten hätten. Gleichzeitig fordern Sie von der FDP aber

weiterhin massive Steuererleichterungen, ohne eine Gegenfinanzierung anzubieten.

(Beifall bei den Freien Wählern und der SPD)

Eine Gegenfinanzierung der schon vorgenommenen Steuererleichterung ist weiterhin

nicht in Sicht.

(Tobias Thalhammer (FDP): Die Gegenfinanzierung erfolgt über den Konsum!)

- Dazu komme ich schon noch. Ich möchte an dieser Stelle klarstellen, dass wir grund-

sätzlich gesehen nicht gegen eine gerechte und notwendige Steuerreform sind, die auch

mit Erleichterungen verbunden sein soll. Die Ehrlichkeit gebietet es aber, darauf hinzu-

weisen, dass bestimmte Maßnahmen, die gefordert werden, die notwendig und wün-

schenswert sind, nicht durchgeführt werden können, und dass wir uns auf erhebliche

Sparmaßnahmen einstellen müssen, wenn Kredite nicht aufgenommen werden sollen,

weil der ausgeglichene Haushalt Vorrang hat. Natürlich verstehen Sie und auch wir - und

hier komme ich nun zu Ihnen, Herr Thalhammer - Steuererleichterungen als Möglichkeit

zur Konjunkturbelebung. Aber auch unsere Anträge waren darauf ausgerichtet, nach-

haltig die Konjunktur zu beleben und die Wirtschaftskraft zu stärken. Mehr Geld für die

Bildung beispielsweise sind Investitionen in die Zukunft. Alle Wirtschaftsverbände sehen

eine gute Bildung als einen herausragenden Standortvorteil. Mehr brauche ich zu diesem

Thema gar nicht zu sagen, das wissen wir alle.

(Beifall bei den Freien Wählern und der FDP)

Als ehemaliger Kommunalpolitiker möchte ich an dieser Stelle auch sagen, dass sich

die öffentliche Hand immense Folgekosten im sozialen Bereich spart, wenn wir den Kin-

dern eine vernünftige Bildung anbieten.
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Mehr Geld für die Straßen, für DSL und die Wirtschaftsförderung, das sind die klassi-

schen Felder eines Konjunkturprogramms. Wir brauchen nur auf das Konjunkturpaket II

des Bundes sehen, das genau für diese Maßnahmen Mittel bereitgestellt hat. Unseren

Anträgen wurde auch nachgekommen, weil Gelder für den Straßenbau und für DSL aus

dem Konjunkturpaket zusätzlich dazugekommen sind.

Das gilt auch für unsere Anträge, die mehr Geld für die Kommunen gefordert haben.

Gerade finanzschwache Kommunen, die wir stärken wollen, haben einen enormen In-

vestitionsbedarf.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Wir sehen das beim aktuellen zweiten Konjunkturpaket, bei den Maßnahmen, die für die

Gemeinden bereitgestellt werden. Bei meinen Gesprächen mit den Gemeinden und den

Landkreisen zeigt sich schon jetzt, dass diese Maßnahmen mehrfach überzeichnet sein

werden. Die Anträge gehen weit über die vorhandenen Mittel hinaus. Das ist ein Zeichen

dafür, dass die Kommunen weitaus mehr investieren könnten, wenn sie die entsprech-

enden Mittel hätten.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Damit bin ich bereits beim kommunalen Finanzausgleich. Ich muss zunächst anerken-

nen, dass der Anteil der Kommunen im allgemeinen Steuerverbund von 11,7 auf 11,94 %

erhöht wurde,

(Georg Schmid (CSU): Sehr positiv!)

dass der Anteil am Kfz-Steuerverbund von 50 auf 51 % erhöht wurde

(Georg Schmid (CSU): Sehr gut!)

und dass auch der Zuschuss zur Schülerbeförderung - zum anderen komme ich noch,

Herr Schmid - jetzt wieder bei 60 % ist. Auch das Gesamtvolumen des Finanzausgleichs

wurde erhöht um 4 % oder 0,8, je nachdem, wie man es rechnet, für 2009 und 2010.
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Ich muss auch anerkennen, dass die 100 Millionen Euro als Hälfte der Kofinanzierung

beim Konjunkturpaket für die Gemeinden bereitgestellt wurden.

Aber wenn der Herr Innenminister gestern sagte, dies sei der kommunalfreundlichste

Haushalt,

(Georg Schmid (CSU): Ja, ist er!)

dann muss dem schon widersprochen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der Freien Wähler)

Mag sein, dass die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände bei den FAG-Verhand-

lungen Ende letzten Jahres zufrieden waren.

(Georg Schmid (CSU): Ja, sogar sehr!)

Sie mussten auch zufrieden sein, weil sie nicht mehr erreichen konnten. Sie alle wissen

aber, dass die Forderungen der Kommunalvertreter weitaus höher liegen.

(Georg Schmid (CSU): Das ist aber schon seit 50 Jahren so!)

Ich möchte, wenn ich darf, Herr Präsident, aus einem Papier zitieren. Das stammt nicht

von uns, nicht von den Freien Wählern, sondern vom Präsidenten des Landkreistages,

überschrieben mit "Forderungen des Bayerischen Landkreistags für die 16. Legislatur-

periode", unterschrieben vom Präsidenten Theo Zellner. Sie wissen, welcher Partei er

angehört, wobei bei den Landräten die Partei überhaupt keine Rolle spielt.

(Zuruf von der SPD: Oh!)

- In diesen Dingen habe ich längere Erfahrung als Sie, auch als Sie, Herr Fahrenschon,

ich war lange genug dabei, und das Verhältnis untereinander war sehr gut, ganz gleich,

welcher Partei einer angehörte. Die FDP ist da außen vor, weil sie keinen Landrat stellt.

Die CSU hat natürlich noch 50 Landräte, aber das kann sich auch einmal ändern.
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(Tobias Thalhammer (FDP): Man braucht auch Bundestags- und Europaabgeord-

nete!)

Meine Damen und Herren, was hat der Landkreistag gefordert? Eine Anhebung des

Kommunalanteils am allgemeinen Steuerverbund von derzeit 11,7 % schrittweise auf

15 %, verbunden mit einer kräftigen Erhöhung der Schlüsselzuweisungen der Landkrei-

se. Sie haben sich dabei auf Staatsminister Huber bezogen, der bei den Finanzausg-

leichsverhandlungen 2008 seine Bereitschaft erklärt hatte, zum Doppelhaushalt

2009/2010 neu zu verhandeln. Das hat dann der Nachfolger gemacht. Aber die Erhö-

hung von 11,7 auf 11,94 %, ist natürlich recht wenig, wenn der Wunsch 15 % ist. Wenn

man wirklich auf 15 % kommen will und diese Maßstäbe dabei anlegt, dann dauert es

bis zu 15 Jahre, bis man soweit ist.

Die nächste Forderung des Landkreistages war eine Erhöhung des kommunalen Anteils

an der Kfz-Steuer von 55 auf 65 %. Ich möchte die Begründungen nicht alle vorlesen.

Der dritte Punkt: Anhebung der Erstattungsquote für die Schülerbeförderung auf 80 %.

Das waren die wesentlichen Dinge. Es gibt noch einige andere mehr, die ich jetzt nicht

ausdrücklich nennen will.

Wir haben bei unseren Anträgen diese Maximalforderungen nicht übernommen, weil wir

wussten, dass das in diesem Haushalt im ersten Schritt nicht geht. Wir haben beim

Kommunalanteil am Steuerverbund eine Erhöhung auf 12,5 % beantragt. Das sind pro

Jahr ungefähr 140 Millionen Euro, wobei wir die eine Hälfte davon zusätzlich zur Stär-

kung der Schlüsselzuweisungen verwenden wollten und die andere Hälfte zur Stärkung

der Investitionspauschale. Damit würden ganz besonders finanzschwache Kommunen

und der ländliche Raum gestärkt. Wir haben diesen Antrag auch mit Blick auf die Wirt-

schaftskrise und die wegbrechenden Steuereinnahmen gestellt. Die Gemeinden sind die

ersten, die dies zu spüren bekommen. Täglich ist zu lesen, und ich höre es auch von

den Bürgermeistern, dass Vorauszahlungen bei der Gewerbesteuer eingestellt werden,
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ja sogar - da gibt es schon Gemeinden -, dass die Rückzahlungsverpflichtungen höher

sind als die verbleibenden Einnahmen.

Dazu kommt, dass die vorhin von mir genannten Steuerminderungen durch die Steuer-

reformen auch auf die Gemeinden durchschlagen. Wenn es beim Freistaat ca. 3,5 Mil-

liarden Euro sind, dann trifft es die Kommunen, die an der Einkommensteuer beteiligt

sind, mit annähernd 1 Milliarde Euro - in den 3,5 sind ja auch noch andere Erleichterun-

gen enthalten.

Zur Belebung der Konjunktur - Sie haben es vorhin erwähnt - haben die Gemeinden aus

dem Konjunkturprogramm netto ca. 1,3 Milliarden Euro erhalten, verteilt auf drei Jahre.

Dieses Konjunkturpaket, meine Damen und Herren, geht ins Leere, verpufft, wenn die

Gemeinden wegen der Mindereinnahmen ihre sonst anstehenden Investitionen zurück-

fahren müssen. Die vom Bund geforderte Zusätzlichkeit wird dann wohl nicht erreichbar

sein.

(Beifall bei Abgeordneten der Freien Wähler)

Das wird in der Verwaltungsvereinbarung zwar nicht mehr so streng gesehen, aber der

Sinn des Pakets war ja, dass die Gemeinden zusätzlich zu dem, was sie sonst tun,

investieren. Aber wenn sie kein Geld mehr haben, können sie das nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der Freien Wähler - Tanja Schweiger (FW): Genau!)

Oder die Kommunen wählen den Weg in die weitere Verschuldung, was sich aber die

finanzschwachen Kommunen nicht leisten können, weil dann zu Recht die Aufsichtsbe-

hörde eingreifen würde.

Wir haben des Weiteren beantragt, den Anteil am Kfz-Steuerverbund von 51 % nicht auf

65, wie die Landkreise es wollen, sondern auf 55 % zu erhöhen. Diese zusätzlichen Mittel

sollen zur Hälfte, also mit 30 Millionen Euro, dem allgemeinen Straßen- und Wegebau

zugute kommen. Gerade im ländlichen Raum gibt es kleinere Gemeinden mit einem
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weitverzweigten Straßen- und Wegenetz, für dessen Ausbau und vor allem Unterhalt die

Mittel bei Weitem nicht ausreichen.

Sehr wichtig ist es uns, eine Stärkung des ÖPNV dadurch zu erreichen, dass die andere

Hälfte der zusätzlichen Mittel dorthin fließt. Der ÖPNV verursacht bei den Landkreisen

und Städten erhebliche Defizite. Diese Defizite stehen einem weiteren Ausbau entge-

gen, zumal die Förderungen - Sie wissen es - in den letzten Jahren zurückgefahren

wurden.

Als Drittes haben wir eine Erhöhung der Mittel für die Schülerbeförderung gefordert. Da

gibt es etwas, was mich schon lange ärgert, weil ich eben schon so lange dabei bin.

Ursprünglich war den Kommunen zugesagt worden, dass sie 80 % erhalten, und diese

80 % der Kosten sind anfangs auch bezahlt worden. Nach und nach wurde dieser Anteil

aber auf unter 60 % zurückgefahren, obwohl die Kosten ständig stiegen: Immer mehr

Schüler besuchen weiterführende Schulen, was natürlich zu längeren Wegen führt. Die

Schulreform in den Bereichen Realschule und Gymnasium führte zu einem weiteren

Anstieg der Schüler an weiterführenden Schulen wie natürlich auch zur Schließung der

Hauptschulen. Dazu kommen noch die erhöhten Beförderungskosten für Treibstoff und

Personal.

Mit unserem Antrag wollten wir die Quote auf ca. 67 % erhöhen, was noch weit unter

den Wünschen der Kommunen liegt, die ja 80 % wollen. Meine Damen und Herren, der

Wunschzettel der Kommunen ist natürlich noch viel länger. Wir wollten aber moderat an

die Dinge herangehen, zum Beispiel beim Ausgleich nach § 15 FAG für die Bezirke. Die

Bezirke haben steigende Fallzahlen und höhere Kosten, verursacht natürlich auch durch

den TVöD, durch die neuen Tarifverträge. Die Bezirke rechnen 2009 mit 110 Millionen

Euro Mehrkosten. Es ist schon bezeichnend und müsste zu denken geben, wenn der

Bezirk Oberbayern trotz einer erheblichen Steigerung der Umlagekraft seine Bezirks-

umlage nicht senken kann, sondern anheben muss.
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Da die kommunale Familie aber über das Umlagesystem miteinander verbunden ist,

kann grundsätzlich dahinstehen, wer mehr Geld bekommt. Natürlich gibt es immer Streit

zwischen den Bürgermeistern, den Landräten und den Bezirkstagen. Ich habe das alles

miterlebt. Aber letztlich ist es eine Familie und ein großer Topf, aus dem sich alle be-

dienen müssen.

Ein letztes Anliegen der Kommunen möchte ich vortragen, das keine zusätzlichen Kos-

ten verursacht, und zwar die rechtzeitige Auszahlung von Zuschüssen.

(Beifall bei Abgeordneten der Freien Wähler)

Die Wartezeiten, das muss ich zugeben, sind zwar beim Straßenbau, bei den Schulen

und Kindergärten noch sehr passabel - es geht vor allem beim Straßenbau sehr schnell,

manchmal ist das Geld früher da, als der Bau fertig ist -, nicht aber bei der Abwasser-

beseitigung, bei der Wasserversorgung und vor allem nicht bei der Krankenhausfinan-

zierung.

(Tanja Schweiger (FW): 15 Monate!)

Es kann nicht sein, wie es bei uns geschehen ist, dass man über sechs Jahre nach

Bauende auf die Zuschüsse warten muss, und bis der letzte Zuschuss kommt, dauert

es noch länger. Das hat nichts mit der Restzahlung nach Verwendungsnachweis zu tun,

sondern das Geld wird zögerlich ausbezahlt. Die Folgen sind, dass die Zinsen den

Großteil dieser Zuschüsse wegfressen.

Als Letztes möchte ich noch anmerken - ich habe es schon in meiner Eingangsrede

kritisiert -, dass sich im Einzelplan 13 verschiedene Unterkapitel tummeln, die eigentlich

in die Fachhaushalte gehören. Das gilt insbesondere für die in Kapitel 13 30 und 13 31

enthaltenen Fonds. Die Wahrheit und Klarheit des Haushalts würde es gebieten, dass

diese Kapitel, soweit sie Maßnahmen enthalten, die in die Fachhaushalte, zum Beispiel

in den Einzelplan 05, 08 oder 12, gehören, dort enthalten sind, wohin sie gehören.

(Beifall bei den Freien Wählern)
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Herr Präsident, ich habe jetzt noch zwei Minuten gut. Aber ich habe das letzte Mal zu

lange geredet. Ich gebe Ihnen dann diese Zeit wieder zurück.

Zum Schluss möchte ich noch betonen, dass wir den Änderungen im FAG und dem

Haushaltsgesetz nicht zustimmen werden, auch wenn wir durchaus anerkennen, dass

da und dort gute Ansätze erkennbar sind.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Es folgt nun für die Fraktion der GRÜNEN der Herr

Kollege Mütze. Bitte schön.

Thomas Mütze (GRÜNE):  Herr Präsident, Herr Minister, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Auch wir - ich denke, ich rede auch im Namen meines Kollegen Hallitzky - wollen

uns natürlich zuerst bei denen bedanken, die in den letzten Wochen besonders viel mit

dem Haushalt zu tun gehabt haben. Ich nenne das Ausschussbüro um Frau Fecke, das

wirklich - man kann schon sagen - Tag und Nacht gearbeitet hat, damit dieser Haushalt

und diese Haushaltsberatungen insofern ein Erfolg geworden sind, als wir sie abge-

schlossen haben. Vielen Dank dafür. Vielen Dank auch an die Kolleginnen und Kollegen

für die gute Zusammenarbeit im Haushaltsausschuss, besonders natürlich an die beiden

Vorsitzenden Georg Winter und Adelheid Rupp. Frau Rupp will ich aber nicht so sehr

loben wie der Herr Kollege Graf von und zu Lerchenfeld, sonst bekommt sie dieses viele

Lob in der eigenen Fraktion langsam angekreidet.

(Zuruf des Abgeordneten Ernst Weidenbusch (CSU))

Man soll ja immer überprüfen, was bei der Einbringung des Haushaltes gesprochen

wurde, was dann während der Haushaltsberatungen dazu gesagt wird und wie mit den

Anträgen umgegangen wird, denn wir hatten diesmal die Hoffnung, dass wir unsere An-

träge nicht ganz umsonst gestellt haben. Wir hofften, dass unsere Anträge zumindest

bedacht und unsere Vorschläge zumindest zum Teil umgesetzt würden. Diese Hoffnung

konnte man auch haben. Eine - in Anführungszeichen - "neue Staatsregierung", eine
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Koalition - seit Jahrzehnten etwas ganz Neues -, ließ diese Hoffnung zu. Ich mache es

kurz: Die Hoffnung hat getrogen. Die häufigste Aussage im Haushaltsausschuss war

die, die wir schon kannten. Da ist mir jetzt Kollege Barfuß in Erinnerung, der immer

gesagt hat: "Leider müssen wir Ihren Antrag aus finanziellen Gründen ablehnen." Das

kannten wir schon aus der letzten Haushaltsberatung von der CSU. Geändert hat sich

nur, dass Kollege Barfuß "leider" dazugesagt hat. Der Ton ist also netter geworden, aber

ansonsten hat sich nichts geändert.

Herr Kollege Hacker, Sie haben gestern Ihre Kollegen in Berlin so gelobt, die zum Bun-

deshaushalt 400 Änderungsanträge eingebracht hätten.

(Zuruf von der CSU: 400 Einsparvorschläge!)

- Ja, von mir aus auch 400 Einsparvorschläge. Das wären aber auch 400 Anträge ge-

wesen. Ich hätte gerne das Landtagsbüro gesehen, wenn wir mit 400 Anträgen gekom-

men wären. Die Gesichter möchte ich mir nicht vorstellen. Wir haben etwas mehr als

100 Anträge gestellt und sind mit dieser Anzahl recht zufrieden. Ich glaube auch nicht,

dass die Zahl mit Qualität zu tun. Jedenfalls bei unseren Anträgen bin ich mir da sicher.

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von den GRÜNEN: Genau! - Tobias Thalhammer

(FDP): Unsere Anträge wollen Geld einsparen, Sie wollen Geld ausgeben. Das ist

der Unterschied!)

Was mir gestern nicht gefallen hat, war das Wort "Destruktion". Dazu, uns Destruktion

vorzuwerfen und zu sagen, wir - also die Opposition - hätten in diesen Haushaltsbera-

tungen keine Vorschläge gemacht, muss ich sagen: Da muss jemand zwei Monate auf

einem anderen Planeten verbracht haben. Denn wir haben konkrete und umsetzbare,

zum Teil sogar gegenfinanzierte Vorschläge gemacht, Herr Finanzminister. Daher las-

sen wir uns Destruktion ganz sicher nicht vorwerfen.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Eine erste Feststellung zu diesem Haushalt: Herr Minister, das Konjunkturpaket II kam

für Sie wie gerufen. Das Konjunkturpaket hat Sie gerettet. Es ist eindeutig: Alles das,

was Sie ursprünglich - von uns anfangs bei der Einbringung kritisiert - im Haushalt nicht

stemmen wollten oder nicht stemmen konnten, haben Sie nachträglich damit finanzieren

können. Einige Maßnahmen - ich nenne zum Beispiel den ungenügenden Klimaschutz

oder die fehlenden Mittel im Bestandserhalt von Staatsstraßen - lassen Sie sich jetzt

durch das Konjunkturpaket II finanzieren. Zudem tricksen Sie bei der Gegenfinanzie-

rung; denn Sie finanzieren diese Maßnahmen zum Teil aus den Mitteln des Konjunktur-

pakets II gegen. Ich muss aber dazu sagen, ich bin froh, dass Sie damit keine

Maschinenpistolen finanziert haben, wie es beim Bund geschehen ist. Darüber sind wir

froh.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Schuldenfinanziert ist das Konjunkturpaket II wohl. Aber das macht Ihnen in dem Fall

nichts aus. Das Geld nehmen Sie gerne, denn es sind Bundesschulden, und mit Bun-

desschulden haben Sie nichts zu tun. Auf Bundesschulden kann man später mit dem

Finger zeigen und sagen, die können es ja nicht, auch wenn Sie selber mit im Boot sitzen

und in Bayern scheinbar - scheinbar! - von einer Neuverschuldung noch frei bleiben.

Vorgestern hat sich der Ministerpräsident gefeiert und gemeint, die Regierung und dieser

Haushalt stünden für die Versöhnung von Ökonomie und Ökologie zum Nutzen der Um-

welt. Dann frage ich Sie, Herr Finanzminister, wie viel stand denn zum Beispiel für den

Klimaschutz in diesem Haushaltsentwurf vor dem Konjunkturpaket II? Ich sage es Ihnen:

Für die Verminderung von Treibhausgasen und Anpassungen an den Klimawandel

waren 180 Millionen Euro vorgesehen. 180 Millionen Euro in zwei Jahren, das klingt nicht

schlecht. Aber das ist natürlich eindeutig zu wenig. Von einer Effizienzoffensive und der

Vorbereitung einer dezentralen klimafreundlichen Energieversorgung in Bayern ist keine

Rede; davon ist nichts zu hören. Nun, mit dem Konjunkturpaket II kommen 900 Millio-

nen Euro dazu, vor allem für die energetische Gebäudesanierung in den Kommunen,

und zwar zum Großteil, und bei den staatlichen Gebäuden. Sie lassen sich also den
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Klimaschutz vom Bund finanzieren und dafür auch noch feiern. Das finde ich klasse. Das

finde ich wirklich mutig.

Nächstes Beispiel: Wie viel war für den reinen Bestandserhalt der Staatsstraßen vorge-

sehen? Im Haushaltsentwurf standen dafür 120 Millionen Euro für zwei Jahre. Der

Bayerische Oberste Rechnungshof fordert seit Jahren 100 Millionen Euro pro Jahr, weil

er sagt, da sei ein Investitionsstau. Man lässt hier staatliche Liegenschaften verlottern;

"verlottern" sage ich, das sagt der Rechnungshof nicht so despektierlich. Nun stehen

plötzlich mit dem Konjunkturpaket II 185 Millionen Euro zur Verfügung. Auf einmal schaf-

fen Sie es, zumindest in diesem Jahr die geforderten 100 Millionen Euro aufzubringen.

Es wären noch weitere Beispiele zu nennen, seien es die Hochschulbauten, in die Sie

mit dem Konjunkturpaket II insgesamt 1 Milliarde Euro investieren können, oder die

Breitbandförderung.

Sie nutzen dieses Konjunkturpaket II, um sich Dinge, die Sie sich eigentlich leisten

müssten, finanzieren zu lassen. Denn Schulden wollen Sie nicht machen - noch nicht,

weil der Herr Ministerpräsident vorgestern auch gesagt hat, das Prinzip des ausgegli-

chenen Haushaltes gelte weiter.

Herr Ministerpräsident, das hört sich gut an. Schön, Sie hier sehen zu dürfen. Sie mein-

ten, der ausgeglichene Haushalt sei und bleibe richtig. Dem stimme ich zu. Komisch ist

nur, dass sich Ihr Finanzminister schon in den Beratungen von diesen Aussagen ver-

abschiedet hat. Ich zitiere den Finanzminister: "Der Bayerischen Staatsregierung und

den Sie tragenden Fraktionen sei es nicht leicht gefallen, von der Grundlinie eines aus-

geglichenen Haushalts abzuweichen." Was stimmt denn nun? Sie sollten sich in Ihrer

Ministerrunde vielleicht einmal abstimmen. Aber ich sage Ihnen, der Finanzminister hat

recht, weil er eine Ahnung von Finanzpolitik hat.

(Ernst Weidenbusch (CSU): Wo ist das Zitat her?)

- Das ist der Debatte zu Einzelplan 13 entnommen.
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Woran wird deutlich, dass der Herr Minister Fahrenschon recht hat? Das wird daran

deutlich:

Erstens. Der Minister weiß, dass mit diesem Doppelhaushalt die Rücklagen aufge-

braucht sind. Der Herr Kollege Pointner hat es Ihnen vorgerechnet. Zweitens. Der

Minister weiß, dass die Steuereinnahmen in den nächsten beiden Jahren um über zwei

Milliarden zurückgehen werden. Der Minister weiß zudem - das weiß der Ministerpräsi-

dent vielleicht noch nicht -, dass das Tafelsilber, das der Freistaat in den letzten Jahren

unter Ministerpräsident Dr. Stoiber großzügig über das Land gebracht hat, weg ist. Ich

erinnere Sie an eine Schlagzeile im "Donaukurier" vom Juli 2008. Darin stand: "Bayerns

Tafelsilber ist fast weg". Im Text wird ausgesagt, Privatisierungsmilliarden schlummern

nur noch bei der Landesbank und Eon. Das klingt wie die gute alte Zeit.

Der Finanzminister weiß inzwischen auch, was ihm seine Vorgänger mit der Krise bei

der Landesbank eingebrockt haben. Die BayernLB ist kein Tafelsilber mehr. Sie ist eher

Blei in seinem Haushalt und nimmt seinem Haushalt die Rücklagen, die er für die komm-

enden Jahre bräuchte.

Schauen wir uns die Rücklagen an. 3,3 Milliarden Euro haben Sie in den letzten Jahren

- vor allem wegen des guten Jahres 2008 - zusätzlich aufhäufen können. Schon bei der

Einbringung des Haushalts war Ihnen aber klar, dass Sie ein Drittel dafür für den Aus-

gleich des Haushalts des Jahres 2010 brauchen werden. Die Steuerentlastungen des

Konjunkturpaketes II - von Ihnen mitgetragen - und zusätzlich wegen des Konjunktur-

einbruchs wegbrechende Steuermittel fressen den letzten Teil der Rücklagen auf. Ich

schätze mal - wir wissen es nicht genau - es sind 200 Millionen Euro. Für die fehlenden

Steuermittel sind Sie zuständig. Unterstützt von Ihrer Koalitionsfraktion FDP reiten Sie

einen Steuersenkungskurs. Sie fahren einen Kurs, der uns weiter in den unterfinanzier-

ten Haushalt treiben wird. Das ist Ihnen anscheinend in Wahlkampfzeiten egal.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Sie beklagen sich hier, dass Mittel wegfallen, fordern aber in Berlin weitere Steuersen-

kungen; ob das die Mehrwertsteuersenkung ist, die jährlich 100 Millionen Euro Minder-

einnahmen bringen würde, oder die Erbschaftsteuer, über die wir uns schon öfter

unterhalten haben, welche mindestens 900 Millionen Euro weniger bringen würde - und

das jedes Jahr. Eine Milliarde Euro Mindereinnahmen jedes Jahr, liebe Kolleginnen und

Kollegen, für den bayerischen Staatshaushalt! Da sind die neuen Schulden nicht mehr

sehr weit. Davon reden Sie nicht.

Genauso wenig reden Sie über die Gegenfinanzierung. Wo sind denn Ihre Gegenfinan-

zierungsvorschläge? Auch darauf hat Herr Kollege Pointner schon hingewiesen. Von

uns werden die Vorschläge gefordert. Wir regieren gar nicht. Wir sollen aber sagen, wo

das Geld herkommen soll. Sie regieren, sagen uns aber nicht, wo das Geld herkommen

soll. Das finde ich paradox, lieber Herr Finanzminister.

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abgeordneten Prof. Dr. Michael Piazolo (FW))

Die Erlöse aus den Eon-Aktien machen nur einen kleinen Teil aus. Aber ich schätze, der

Wert der restlichen Aktien dürfte unter einer Milliarde Euro liegen. Damit konnten Sie in

den letzten Jahren die Investitionsquote wunderbar hochtreiben. Diese Erlöse sind aber

nicht mehr da, Herr Finanzminister. Ministerpräsident Seehofer wäre gerne in der Posi-

tion des Ministerpräsidenten Dr. Stoiber, der in den guten Jahren 2000 bis 2004 mit dem

Geld über das Land gezogen ist, 7,2 Milliarden Euro im Land vergraben hat, verplempert

hat - so kann man sagen -, die uns jetzt fehlen. Damit können Sie die größeren Anfor-

derungen, die vor uns stehen, nicht finanzieren, Herr Ministerpräsident. Der Haushalt-

sausschussvorsitzende Georg Winter hat vorhin gesagt: "Spare in der Zeit, dann hast

du in der Not." Ministerpräsident Dr. Stoiber hat schon in der Zeit das Geld verplempert,

deshalb haben wir es in der Not nicht mehr. Das ist leider so.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie müssen eingestehen, dass die Jahre des Herrn Stoiber vielleicht doch nicht so glorios

waren, wie sie dargestellt werden.
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(Zuruf des Abgeordneten Eberhard Sinner (CSU))

Ich komme zur BayernLB. Tun Sie doch nicht so, als wäre dieser Haushalt völlig unbe-

einflusst von der BayernLB. Kollege Georg Winter hat vorhin darauf hingewiesen: Gut,

wunderbar, die BayernLB hat einen eigenen Haushaltstitel, und es habe keine Alterna-

tive gegeben.

(Georg Winter (CSU): Wunderbar habe ich nicht gesagt!)

Das will ich nicht bestreiten, lieber Kollege Winter. Es gab auch keine Alternative zu den

10 Milliarden Euro. Wer aber ist für die Schulden zuständig, die wir machen mussten? -

Der Ministerpräsident hat gesagt, Kurt Faltlhauser habe klare und respektable Worte der

Selbstkritik gefunden. Das finde ich schön. Was haben wir davon? - Wir haben auf einen

Schlag 10 Milliarden Euro Neuverschuldung im letzten Jahr. Wir haben auf einen Schlag

800 Euro Schulden für jede Bürgerin und jeden Bürger in Bayern im letzten Jahr ge-

macht. Danke, Herr Finanzminister Faltlhauser, danke, Herr Finanzminister Huber.

Beide waren auch dafür zuständig, dass die Entscheidungen der BayernLB in der Weise

getroffen wurden, wie sie getroffen wurden. Beide haben sich nicht - -

(Beifall bei den GRÜNEN - Ernst Weidenbusch (CSU): Das stimmt nicht!)

- Das ist sehr wohl wahr.

Beide haben sich nicht dagegen gewehrt. 350 Millionen Euro kosten uns jedes Jahr die

Zinsen für diese Schulden. Was die BayernLB zurückzahlen muss, gleicht das nicht aus.

Von einer Dividende gar nicht zu reden, darauf können wir lange warten. Von einem

Verkauf der Bank, um damit die 10 Milliarden Euro wieder hereinzubekommen, zu reden,

nenne ich eine Hoffnung auf etwas, was nie eintreten wird, auch wenn es nach einer

Gesundschrumpfung der Bank zum Verkauf kommen würde. Zumindest haben wir jetzt

verstanden, warum 2006 die Nettoneuverschuldung beendet wurde: Man musste spa-

ren, um die BayernLB finanzieren zu können. Es hat sich gezeigt, dass es nötig war,

dafür die Mittel anzulegen.
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Nicht zuletzt ist unklar, wie sich die neuen Regeln für die Eigenkapitalbewertung bei den

Landesbanken, die am 22.04.2009 im Europäischen Parlament beschlossen werden,

auf die BayernLB auswirken werden. Auch dazu müssen wir auf Antworten des Finanz-

ministers warten.

Bayern hat sich stets als Exportweltmeister gefeiert und leidet momentan stark unter

dem einbrechenden Export. Was die Landesbank angeht, ist Bayern nun zum Import-

weltmeister geworden. Die ehemaligen Verwaltungsräte Huber und Dr. Faltlhauser

haben nämlich mit den von ihnen abgesegneten Käufen von US-amerikanischen Wert-

papieren die Finanzmarktkrise nach Bayern importiert. Innerhalb Europas ist Deutsch-

land mit Großbritannien einer der besonders betroffenen Staaten; innerhalb Deutsch-

lands sind es besonders die Landesbanken,

(Ernst Weidenbusch (CSU): Das stimmt doch nicht!)

und bei den Landesbanken ragt die BayernLB hervor. Lieber Kollege, da ist die Bay-

ernLB, da ist die West LB.

(Ernst Weidenbusch (CSU): Was ist mit der Deutschen Bank? - Was ist mit der

Commerzbank? - Warum ist die Allianz in Schwierigkeiten? )

- Die Deutsche Bank hat sich frühzeitig von ihren Papieren getrennt und hat sie an wen

verkauft, lieber Kollege? - An die BayernLB.

(Ernst Weidenbusch (CSU): In welchem Umfang denn? Das ist doch lächerlich! )

- Das kann ja sein.

Wir befinden uns also in einer extrem schizophrenen Situation, liebe Kolleginnen und

Kollegen. Wir haben auf der einen Seite einen Haushalt, der mit Hilfe des Bundes sehr

gut finanziert ist. Auf der anderen Seite wissen wir aber gleichzeitig, dass uns wahr-

scheinlich noch in diesem Jahr der Schlag, also die Finanz- und Wirtschaftskrise treffen

wird und wir starke Steuermindereinnahmen haben werden. Die Steuerschätzung im Mai
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2009 wird die aktuelle Wahrheit an den Tag bringen. Diese Wahrheit muss nach Meinung

der GRÜNEN vor der Bundestagswahl auf den Tisch des Hauses.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir brauchen den Kassensturz, bevor Sie mit Steuersenkungspolitik in die Bundestags-

wahl ziehen und mit unklaren Zahlen argumentieren wollen. Das kann bedeuten, dass

wir schon in diesem Jahr einen Nachtragshaushalt beraten müssen, um zu sehen, wie

wir den Haushalt für das nächste Jahr finanzieren können.

Ich komme zum Einzelplan 13 und zum Haushaltsgesetz. Kollege Pointner hat sich über

das Förderunwesen im Einzelplan 13 geäußert. Der Förderdschungel, der sich inzwi-

schen ausgebreitet hat - Förderprogramme "Bayern 2020", die Offensiven "Bayern FIT",

"Nordostbayern-Programm" und wie sie alle heißen - gehören in die Haushalte, wo man

das sauber darstellen kann. Das Sammelsurium dient nicht der Klarheit und Wahrheit.

Das wurde schon gesagt.

Klarheit und Wahrheit bedeutet auch die Reduzierung der Haushaltssperre. Wir begrü-

ßen die Reduzierung auf 10 %, befürchten aber, dass dem Minister unter dem Eindruck

der Finanzkrise nichts anderes übrig bleiben wird, als die Haushaltssperre wieder auf

die 20 % zu bringen; denn das bringt ihm schnell mehr Geld und mehr Einnahmen im

Haushalt. Ich bin davon überzeugt, dass es nach der Bundestagswahl zu dieser Rege-

lung kommen wird. Ich würde Sie auffordern, das nicht zu tun. Ich kann es Ihnen aber

nicht verbieten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann Ihnen empfehlen, das Haushaltsgesetz zu

lesen. Ich meine, das ist das interessanteste Buch der 16 Bücher. Es gibt viel Positives

zu vermerken - auch für einen Oppositionspolitiker -, manches Skurrile, aber auch ent-

scheidende Dinge, die dazu beitragen, dass wir den Haushalt ablehnen müssen.
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So wird endlich das funktionslose Aufstiegsamt im Lehrerbereich geschaffen. Das ist

eine Forderung, die wir seit Langem stellen, und die jetzt endlich umgesetzt wird. - Ja,

da kann man durchaus einmal applaudieren. Das finde ich auch.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Privatschulen erhalten eine höhere Förderung, die natürlich noch lange nicht die

100 Euro erreicht, die im Grunde von den Privatschulen gefordert werden. Da finde ich

das Verhalten von Minister Spaenle schon sehr interessant. Er hat im Haushaltsaus-

schuss gesagt, noch in dieser Legislaturperiode würden die 100 Euro erreicht. Und

vorgestern musste ich dann lesen, dass das möglicherweise erst im Jahre 2014 der Fall

sein wird. Ich meine, das ist das erste gebrochene Versprechen, bevor es bei ihm über-

haupt richtig losgeht.

Skurril finde ich die Strafe für Kurtaxepreller. Ab jetzt sind 50 Euro zu zahlen, wenn man

die Kurtaxe nicht bezahlt.

Für positiv halte ich die Entscheidung der Staatsregierung, die Kinderkrippen besonders

dann zu unterstützen, wenn sie sich in staatlichen Liegenschaften wie beispielsweise in

Hochschulen niederlassen wollen. Das halte ich für sehr gut. Gut ist auch, dass man

ermöglicht, 180 neue Wohnungen für Staatsbedienstete zu bauen. Das wird all die

Krankenschwestern, Polizisten, Justizvollzugsbeamten und andere freuen, die sich die

hohen Mieten in München nicht leisten können.

Das alles ist sehr schön, aber leider findet man in diesem Gesetz auch den Artikel 6, der

sich mit den Personalausgaben und den Stellenbesetzungen oder besser "Stellennicht-

besetzungen" beschäftigt. Das geht schon damit los, dass die Einstellungstermine auf

Oktober verschoben werden, um Geld zu sparen. Das gilt übrigens auch für die Stel-

lenhebungen. Es geht damit weiter, dass Sie frei werdende Arbeitnehmerstellen grund-

sätzlich eine Entgeltgruppe niedriger neu besetzen. Das nenne ich Motivation, liebe

Kolleginnen und Kollegen. Es ist demotivierend zu wissen, dass ich dann, wenn ich auf

eine neue Stelle komme, weniger bekomme als mein Vorgänger. Weiterhin ist die Sperre
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von 9.000 Stellen bis zum Jahre 2019 enthalten. Unbeachtet bleiben dürfen auch nicht

die 4.640 Stellen für Beamte plus die 500 Arbeitnehmerstellen, die Sie über die Arbeits-

zeiterhöhung einkassieren wollen. Das bedeutet, alle Stellen, die wir jetzt schaffen, sind

nur Bruttostellen. Was netto dabei herauskommt, sieht man erst, wenn man alles ge-

geneinander aufrechnet. Das ist nicht ganz einfach, aber wir haben es getan. Ich habe

es Ihnen schon an einem Beispiel gesagt. 1.000 Polizistenstellen brutto bedeuten 446

neue Stellen netto.

Der Punkt ist folgender: Haben wir nun staatliche Aufgaben zu erfüllen oder nicht? Ich

finde es nicht gut, wenn Kollege Lerchenfeld bedauert, so viele Leute einstellen zu müs-

sen. Haben wir nun staatliche Aufgaben zu erfüllen oder nicht? Wenn wir diese Aufgaben

nicht zu erfüllen haben, wenn es eine Aufgabenkritik geben sollte, in die Richtung, das

brauchen wir beim Staat nicht mehr, das wird ausgelagert, dann brauchen wir auch keine

Leute mehr einzustellen. Solange aber immer mehr Arbeit auf die Leute zukommt wie

beispielsweise bei den Finanzämtern, ohne dass mehr Personal eingestellt wird, ist das

nicht richtig. Dann gilt es, über diesen Artikel 6 nachzudenken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Herr Kollege, schauen Sie bitte einmal auf die Uhr!

Thomas Mütze (GRÜNE):  Vielen Dank, Herr Präsident. Ich mache es kurz. Liebe Kol-

leginnen und Kollegen, drei Tage Haushaltsberatungen liegen hinter uns.

(Thomas Kreuzer (CSU): Kurz machen!)

- Ja, mache ich auch. Wir sind der Meinung, Sie haben mit diesem Haushalt Ihre Haus-

aufgaben nicht gemacht. Sie haben mit Hilfe des Konjunkturpaketes II das finanziert,

was von Ihnen selbst gefordert gewesen wäre. Das ist keine verantwortliche Haushalts-

politik für Bayern. Und Sie sind auch nicht ehrlich gegenüber den bayerischen Bürger-

innen und Bürgern; denn Sie sagen ihnen nicht, dass Sie ab September 2009 Schulden
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machen müssen und sich eingestehen müssen, dass dieser Haushalt anders nicht zu

finanzieren ist.

Wir lehnen diesen Haushaltsentwurf daher ab.

(Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeordneten der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege. Für die FDP-Fraktion

erteile ich nun dem Abgeordneten Karsten Klein das Wort.

Karsten Klein (FDP):  (vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, liebe

Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich eingangs - damit das später nicht untergeht

- all denjenigen danken - vor allem den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Aus-

schussbüros -, die in sehr harter Arbeit unsere Ausschussberatungen vorbereitet haben.

Ich bedanke mich selbstverständlich auch beim Ausschussvorsitzenden und bei der

stellvertretenden Ausschussvorsitzenden sowie allen Ausschusskolleginnen und -kolle-

gen. Wir haben diesen Doppelhaushalt gemeinsam - so habe ich es vernommen; ich bin

ja auch zum ersten Mal dabei - sehr schnell beraten und diese Beratung zum Teil unter

großem Zeitdruck abgehalten. Das sollte an dieser Stelle auch einmal erwähnt werden.

Mit 6,8 Milliarden Euro ist der kommunale Finanzausgleich eine der wichtigsten Positi-

onen im Einzelplan 13. Die Zahlen, die hier zu finden sind, machen deutlich, wie wichtig

uns die Kommunen sind. Der kommunale Anteil am allgemeinen Steuerverbund steigt

von 11,7 % auf 11,94 %. Der Anteil an der Kfz-Steuer steigt von 50 auf 51 %. Wir stocken

die Mittel für die kommunalen Investitionen um rund 118 Millionen Euro auf und auch im

Bereich der Schlüsselzuweisungen gibt es eine Erhöhung um 142,6 Millionen Euro.

Wir stehen weiterhin zur Finanzierung der Bezirke und auch die Zuweisungen für die

Schülerbeförderung werden um 8 Millionen Euro erhöht. Auch wenn Ihnen, Kollege

Pointner, das alles nicht ausreicht, wie Sie bereits im Ausschuss dargetan haben, muss

doch festgehalten werden, dass der kommunale Finanzausgleich insgesamt um

225,9 Millionen Euro gestiegen ist. Auch das ist eine Sache, die wir uns durchaus ans
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Revers heften können. Dies alles zeigt, dass die Fülle der Aufgaben der Kommunen von

uns gesehen wird und wir diese Aufgaben ernst nehmen. Die Kommunen haben in der

Regierung aus CSU und FDP einen starken Partner.

(Beifall des Abgeordneten Thomas Hacker (FDP) - Dr. Thomas Beyer (SPD): Ent-

weder gar nicht oder alle! - Christa Naaß (SPD): Der glaubt das Ganze wohl selber

nicht!)

Lassen Sie mich kurz noch auf ein paar Haushaltsdaten eingehen. Der Kollege Winter

hat das bereits ausführlich getan. Liebe Kollegin Rupp, es ist nicht zu leugnen - wir hatten

das schon an einer anderen Stelle -, dass die Investitionsquote von 13,4 % auf 12,5 %

bzw. 12 % sinkt. Wir müssen uns aber gleichzeitig im Klaren sein, dass wir sehr viel in

die Personalbereiche der Einzelpläne zur Bildung und zur Hochschule investieren. Das

ist zwar nach der eigentlichen Definition keine Investition, aber wir sind uns sicherlich

darin einig, dass es sich dabei um eine Investition in die Zukunft handelt. Man sollte da

nicht nur ganz scharf auf die eigentliche Investitionsquote schauen. Allerdings möchte

ich gleich hinzufügen, dass da auch bei uns die Alarmglocken läuten.

Eine weitere Schwerpunktzahl ist die Zinsquote. Sie ist und bleibt im Vergleich zu an-

deren Bundesländern erfreulich niedrig. Auch wenn sie zunächst bei 2,8 % liegt und dann

auf 3,2 % steigt, liegen wir im Ländervergleich, der sich in den anderen Westländern um

8,1 % bewegt, durchaus vorn.

Der Gesamthaushalt mit all seinen Zahlen untermauert, dass wir hier im Hohen Hause

über einen guten Haushalt diskutieren, den wir auch beschließen können.

Bei meinen Ausführungen zur Investitionsquote bin ich eben auch schon auf die Leh-

rerplanstellen eingegangen. Ich möchte sie aber noch einmal kurz erwähnen, weil uns

diese Investition in die Bildung sehr wichtig ist. Wir investieren mehr in die Lehrerplan-

stellen, um die Klassenhöchstzahlen zu reduzieren. Daneben tun wir etwas für die

Finanzierung der Privatschulen und bleiben bei den 100 Euro, wie wir das zugesagt

haben.
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Wir tun was für die innere Sicherheit mit 500 Stellen für die Polizei, und wir tun etwas für

die Justiz. Wir haben einen erhöhten Ansatz beim Mittelstandskreditprogramm und wer-

den 38.000 neue Studienplätze unter anderem für den doppelten Abiturjahrgang schaf-

fen. All dies hört sich nicht nur gut an, liebe Kolleginnen und Kollegen, sondern es ist

auch eine Erfolgsstory der neuen Regierungskoalition aus CSU und FDP.

(Beifall der Abgeordneten Thomas Hacker (FDP) und Thomas Kreuzer (CSU) - Un-

ruhe - Glocke des Präsidenten)

Noch etwas zum Konjunkturpaket II. Das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz ist ein Bun-

desgesetz. Es nimmt uns zwar alle in die Verantwortung, etwas zu tun, aber die

Hauptverantwortung ist und bleibt auf der Bundesebene.

Ich dachte, wir hätten das jetzt alles schon einmal ausdiskutiert, können es aber noch

einmal tun. Liebe Frau Kollegin Rupp, ich glaube, es gibt nur wenige Parteien, die dem

Großkapital und den Großkonzernen so nahe stehen wie Ihre Partei.

(Beifall bei der FDP und der CSU - Lachen bei der SPD - Zuruf des Abgeordneten

Volkmar Halbleib (SPD))

Ich möchte an dieser Stelle schon darauf hinweisen dürfen, dass nicht es wir waren,

dass nicht das Bundeskartellamt und auch nicht die Monopolkommission es waren, die

Ihren damaligen Bundeswirtschaftsminister Müller empfohlen haben, einer Großfusion

oder Übernahme von Ruhrgas und Eon zuzustimmen. Über seinen weiteren beruflichen

Werdegang möchte ich gar nichts sagen. Das war nicht die FDP.

(Zuruf der Abgeordneten Adelheid Rupp (SPD))

Wir stehen zu einer sozialen Marktwirtschaft mit einer mittelständischen Struktur. Der

Genosse der Bosse heißt Gerhard Schröder, nicht Martin Zeil und nicht Guido Wester-

welle.

(Beifall bei der FDP)
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Wir müssen uns trotzdem mutig gegen die Rezession stellen. Das tun wir, indem wir

Investitionen vorziehen, indem wir in unserem Haushalt mutig und mit Augenmerk vo-

rangehen; denn es lauern die Gefahren von Inflation und hohen Belastungen für die

nächsten Generationen durch Zinsen und Schulden. Ich darf auch darauf hinweisen,

dass Bayern über die Wirkung von Steuersenkungen einen Beitrag zum Konjunkturpaket

in Höhe von 1,7 Milliarden Euro leistet. Man sollte nicht immer so tun, als wären das

reine Bundesmittel, sondern wir alle leisten unseren Beitrag zu diesem ganzen Paket.

Wir müssen auch erwähnen, wie wir mit dem Konjunkturpaket in Bayern umgehen. Sie

wissen, dass wir die Vorgabe der Verteilung der Mittel im Verhältnis von 70:30 an Kom-

munen und Staat haben. Ich finde es seltsam, wenn immer so getan wird, als würde sich

der Freistaat Bayern dabei irgendwie Gelder in die Tasche stecken. Wir ermöglichen

damit wichtige Investitionen, zum Beispiel bei den Hochschulen. Kollege Heubisch kann

diese Mittel für den weiteren Ausbau der Hochschulen in ganz Bayern sehr gut gebrau-

chen.

(Zuruf der Abgeordneten Adelheid Rupp (SPD))

Diese Mittel sind in Investitionen sehr gut angelegt. Das Konjunkturpaket wird in Bayern

wirklich hervorragend organisiert und angenommen. Auch hier richte ich einen Dank an

alle Beteiligten.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kollegin Rupp, Sie behaupten, auch bei Zustimmung zu Ihren Anträgen, die für

das Jahr 2009 1,4 Milliarden Euro ausmachen würden - 2010 inklusive wären wir bei 3

Milliarden -, hätten wir noch einen ausgeglichenen Haushalt. Vielleicht habe ich Sie vor-

hin falsch verstanden, oder Sie haben noch eine Gegenrechnung, die bislang noch nicht

präsentiert wurde.

(Adelheid Rupp (SPD): Nein, das stimmt!)
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Das wäre noch eine interessante Botschaft. Wir dürfen bei den ganzen Diskussionen

über solche Forderungen und zusätzliche Konjunkturpakete den Schuldenstand nicht

außer Acht lassen. Damit meine ich in erster Linie gar nicht den bayerischen Schulden-

stand, sondern die Gesamtschulden des Bunds, die jetzt schon 62,5 % des BIP - des

Bruttoinlandprodukts - betragen. Das sind nur die sichtbaren Schulden. Der Stand der

unsichtbaren Schulden, die wir über die Sozialversicherungssysteme der nächsten Ge-

neration aufladen, beträgt 252,6 % des BIP. Wir müssen uns darüber im Klaren sein, in

welche Lage alle politischen Parteien diesen Staat geführt haben, nämlich in eine dra-

matisch hohe Staatsverschuldung. Deshalb ist besondere Vorsicht geboten, wenn wir

über eine weitere Staatsverschuldung sprechen; denn auf Rekordsteuereinnahmen -

2008 561 Milliarden Steuereinnahmen - folgen stets Rekordstaatsausgaben. 2008 waren

das 283 Milliarden auf Bundesebene.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das macht eines deutlich: Höhere Steuern bedeuten

immer mehr Staat. Wir gehören als FDP eben nicht zu den Staatsgläubigen und sind der

Meinung: Steuern runter, weniger Staat.

(Beifall bei der FDP - Volkmar Halbleib (SPD): Weniger Steuern, weniger Staats-

einnahmen, weniger Schulen, weniger Kindergärten!)

Das gilt auch in wirtschaftlich schweren Zeiten. Handeln ist zwar geboten, aber das darf

nicht ausufern. Wir dürfen nicht den Eindruck erwecken, was in Diskussionen immer

wieder getan wird - das muss man hier erwähnen, weil einige versucht haben, das dem

Wirtschaftsminister vorzuwerfen -, als könnte der Staat die Krise managen oder been-

den. Wir können nur gemeinsam Impulse geben; wir können wieder für Vertrauen

sorgen, auch auf dem internationalen Finanzmarkt. Aber wir als Politiker, als Staat kön-

nen die Krise nicht bewältigen.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Da klatscht nicht einmal die FDP!)

- Sie könnten doch klatschen, das wäre mal ein schönes Zeichen.

Protokollauszug
18. Plenum, 02.04.2009 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 48



(Beifall bei der FDP)

Der Schuldendienst beträgt übrigens auf Bundesebene 2009 261 Milliarden Euro. Daran

kann man ersehen, welche schönen Konjunkturprogramme die SPD durchführen könn-

te, wenn wir keinen solchen Schuldendienst hätten. Lieber Herr Kollege Beyer, das zeigt

sehr deutlich, dass wir gemeinsam daran arbeiten müssen, diesen Schuldenberg abzu-

bauen.

(Beifall bei der FDP)

Die FDP hat für Steuersenkungen ein durchgerechnetes Konzept, auch wenn manche

Beiträge in den Medien daran Zweifel äußern. Im Gegensatz zu den GRÜNEN - darin

unterscheiden wir uns von der Opposition - haben wir Anträge im Deutschen Bundestag

eingebracht, die Einsparungen im Umfang von 1,8 Milliarden Euro zur Folge hätten. Wir

hatten also nicht mehr Wünsche, sondern wollen Einsparungen. Daran sieht man, dass

auf Bundesebene sehr wohl Möglichkeiten bestehen, die Verschuldung zurückzuführen.

Frau Kollegin Rupp, die Schuldendiskussion kann man nicht isoliert in Bayern führen.

Der bayerische Haushalt steht verhältnismäßig gut da, aber der Bundeshaushalt ist das

Hauptproblem in Deutschland.

(Beifall bei der FDP - Zuruf der Abgeordneten Adelheid Rupp (SPD) und Johanna

Werner-Muggendorfer (SPD))

Die FDP ist im Übrigen nicht gegen Besteuerung, damit das nicht falsch verstanden wird.

Wir sind durchaus der Meinung, dass jeder, der Leistung bringt, auch einen Beitrag zur

Gemeinwirtschaft leisten soll. Wir bezweifeln auch nicht, dass es Probleme bei der Be-

steuerung von internationalen Finanzströmen gibt und dass es diese zu beheben gilt.

Abschließend möchte ich feststellen: Steuern gehören weder dem Bund noch Bayern

noch den Kommunen. Wir alle sind nur Treuhänder der Steuern. Das sollten wir uns

immer vor Augen halten. Wir werden weiterhin - in diesem Jahr, im nächsten Jahr und

auch beim nächsten Doppelhaushalt - an einer soliden Haushaltspolitik festhalten. Da
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hier kein alternatives Konzept vorliegt, werden wir dem Einzelplan 13 und dem Haushalt

selbstverständlich zustimmen.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege. Nun erteile ich der

Kollegin Erika Görlitz das Wort für die CSU.

Erika Görlitz (CSU):  (von der Rednerin nicht autorisiert) Herr Präsident, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Das Finanzausgleichsgesetz ist unsere Leistung für unsere Kom-

munen. Ich bin froh, dass dieser Brauch beibehalten wurde, und möchte dem

Finanzminister ganz herzlich dafür danken, dass mit den kommunalen Spitzenverbän-

den ein besonders gutes Ergebnis ausgehandelt wurde. Bayern ist das einzige Land,

das so etwas macht. Das stärkt uns auch in der Zusammenarbeit mit den Kommunen.

Zur Aussage des Kollegen Pointner, die Kommunen hätten mehr gefordert, kann ich nur

feststellen: Sie wären schlechte Verhandlungspartner, wenn sie nicht mit höheren For-

derungen in solche Verhandlungen hineingehen würden.

(Beifall bei der CSU)

Man darf nicht vergessen, dass wir für die Kommunen sehr viel erreicht haben; das wird

an den Reaktionen der kommunalen Spitzenverbände deutlich. Sie haben erkannt, dass

wir bis an die Grenzen gegangen sind und damit auch den Kommunen gedient ist. Man

muss auch wissen, dass die Kommunen von den finanzstarken letzten Jahren sehr viel

mehr profitiert haben als der Freistaat Bayern insgesamt. Ich kann verstehen, dass der

Kollege Pointner auf diesen Zug aufspringt und Anträge für die Freien Wähler stellt. Ich

habe genau hingehört, habe aber trotzdem nicht verstanden, ob er zu der Frage etwas

gesagt hat, wie er seine Vorschläge finanzieren will. Das ist entweder untergegangen

oder er hat es vielleicht tatsächlich auch nicht gesagt. Wenn wir damit in eine Verschul-

dung gehen wollten, wäre das wirklich schade. Ich denke, dass wir so den besseren Weg

gewählt haben.
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Das hohe Niveau im kommunalen Finanzausgleich, das wir in den letzten Jahren erreicht

hatten, konnten wir weiter steigern. 253,2 Millionen sind noch einmal dazugekommen.

(Christine Kamm (GRÜNE): Das hat aber mit der guten Steuerschätzung zu tun!)

Wenn man die Haushaltssperre abrechnet, kann man immerhin noch 251 Millionen und

eine Steigerung von 4,1 % feststellen. Das ist ein toller Erfolg für unsere Kommunen und

das sollte man auch wirklich anerkennen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Lassen Sie mich noch einige wichtige Punkte herausgreifen, die gerade uns ein beson-

deres Anliegen sind. Der Kommunalanteil am Steuerverbund wurde um 0,24 Punkte

erhöht. Das hört sich zwar nicht so an, als sei es besonders viel, aber man muss wissen,

dass diese Erhöhung 2009 61 Millionen ausmacht. Das ist doch wirklich sehr beachtlich.

Auch der Zuwachs bei den Schlüsselzuweisungen - das ist genau das Ziel, das wir ver-

folgen - zeigt, dass wir gerade die finanzschwachen Kommunen stärken. Dieser Zu-

wachs ist ein ganz großer Beitrag zur Stärkung des ländlichen Raumes.

Auch im Kraftfahrzeugsteuerverbund hat es eine Anhebung gegeben. Der Anteilsatz der

Kommunen wurde um einen Prozentpunkt erhöht. Das hört sich auch nicht an, als sei

es großartig, aber es macht natürlich sehr viel aus. Wir konnten zusammen mit der nor-

malen Erhöhung eine Steigerung von 4,9 % auf 798,1 Millionen erzielen. Damit können

wir vor allem für den Straßenbau viel leisten. Allein 30 Millionen Euro, das ist der Lö-

wenanteil der Steigerung, gehen in den Straßenbau nach dem Gemeindeverkehrsfinan-

zierungsgesetz. Zusammen mit den Mitteln aus dem Bund stehen hier 160 Millionen

Euro für den Straßenbau zur Verfügung.

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage

der Kollegin Kamm?
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Erika Görlitz (CSU):  (Von der Rednerin nicht autorisiert) Sie haben ja später noch ein-

mal die Möglichkeit zu sprechen, Frau Kollegin. Ich würde sagen, dass Sie das dann mit

einbringen.

Für den Straßenunterhalt gibt es ebenfalls 4,1 Millionen mehr. Damit steigt das hier zur

Verfügung stehende Volumen auf 250,2 Millionen. Man muss wissen, dass die Straßen

länger geworden sind, auch das örtliche Verkehrsaufkommen ist mehr geworden. Des-

halb ist es besonders wichtig, dass wir aus dem Härtefonds nach Artikel 13 c des

Finanzausgleichsgesetzes unverändert hohe Mittel zur Verfügung stellen können. Auch

in anderen Bereichen wurden die Mittel unverändert fortgeführt, das gilt für Abwasser

und Wasserversorgung, für kommunale Umgehungsstraßen und für den ÖPNV. Allein

hier sind 282,95 Millionen eingestellt. Weitere projektgebundene Investitionsförderun-

gen haben wir im kommunalen Hochbau. Der Haushaltsansatz für den kommunalen

Hochbau wurde um 35,6 Millionen erhöht. Wir sind damit bei einer Summe von 250,6 Mil-

lionen. Für uns ist dabei ganz besonders wichtig, dass wir damit alle Wünsche und alle

Maßnahmen für den Ausbau der Ganztagsschule befriedigen können. Das kommt un-

seren Kommunen, aber auch unseren Kindern zugute.

(Beifall bei der CSU)

Wir können auch davon ausgehen, dass wir den Bedarf, der jetzt in der Krankenhausfi-

nanzierung angemeldet wird, befriedigen können.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Sie meinen den Bedarf derjenigen, die einen Antrag

stellen dürfen, Frau Görlitz!)

Wir wissen, dass die Initiative immer von den Kommunen ausgehen muss. Kommunen,

die das wollen und können, müssen natürlich einen Antrag stellen. Dann kommt es zur

entsprechenden Finanzierung. Meine Damen und Herren, die Krankenhausfinanzierung

ist ein wichtiger Punkt. Auch hier haben wir um 22,4 Millionen auf 500 Millionen erhöht.

Daneben werden die Krankenhausfördermittel mit insgesamt 30 Millionen aus dem Zu-

kunftsinvestitionsgesetz des Bundes zusätzlich gestärkt.
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Damit leisten wir einen ganz wichtigen Beitrag, um die Investitionsfähigkeit der Kommu-

nen zu stärken. Wir leisten auch einen Beitrag für die Betriebe, die Arbeitsplätze, aber

auch für die Menschen in unserer Heimat.

Die Investitionspauschale wird um 18,3 Millionen erhöht. Wichtig ist für uns, dass der

Basisbeitrag von bisher 20.000 auf 26.000 Euro erhöht wird. Wenn eine Kommune nicht

so leistungsstark ist, kann das bis zu 37.700 Euro ausmachen. Das ist die Investitions-

pauschale, die man verwenden kann, ohne große Nachweise zu führen. Diese Forde-

rung haben wir schon lange erhoben, auch die kommunalen Spitzenverbände haben

gefordert, dass in diesem Bereich mehr Flexibilität und mehr Eigenverantwortlichkeit für

die Kommunen geschaffen werden. Mit der Anhebung der Investitionspauschale ist das

auch gelungen. Die strukturelle Änderung bedeutet gerade für finanzschwache, kleine

Gemeinden einen besonderen Vorteil.

Nun zur Schülerbeförderung. Auch hier können wir die 60 % halten. Darauf sind wir stolz,

weil es doch ein sehr wichtiger Beitrag ist. Vor allem ist uns das deswegen ein wichtiges

Anliegen, weil die Bemühungen der Kommunen, für einen sicheren Schulbusverkehr zu

sorgen, damit gut unterstützt werden können. Die Sicherheit unserer Kinder liegt uns

sehr am Herzen. Mit den Schulbussen können wir die Kinder sicher zu den Schulen und

wieder nach Hause bringen. Wir lassen uns das immerhin 271 Millionen im Jahr kosten.

Auch der Ausgleich für die Bezirke ist nach wie vor hoch, obwohl die Unterhaltskosten

für die Gewässer und ihren Ausbau auf den Freistaat Bayern übergegangen ist. Wir

haben das Niveau von 580 Millionen auch dort gehalten.

Die Zuweisungen für die Veterinärämter sind jetzt vielleicht nicht so entscheidend, aber

bei den übertragenen Aufgaben ist es für die Landkreise wichtig, dass sie einen ent-

sprechenden Ausgleich bekommen. Wir haben dafür gesorgt, dass die Veterinärämter

entsprechend ausgestattet werden. Hierbei geht es um das Futtermittelrecht. Hier sind

wir unserer Aufgabe nachgekommen, die Landratsämter auch für die Aufgaben des

übertragenen Wirkungskreises ordentlich mit den entsprechenden Mitteln auszustatten.
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Meine Damen und Herren, trotz schwieriger Rahmenbedingungen liegt uns erneut ein

ausgewogener und gut ausgestatteter kommunaler Finanzausgleich vor. Einerseits wer-

den die Verwaltungshaushalte der Kommunen gestärkt, andererseits wird die kommu-

nale Investitionskraft gefördert. Dadurch setzt der kommunale Finanzausgleich auch in

Zeiten der Finanzkrise wichtige Impulse für das Wachstum, für die Beschäftigung im

kommunalen Raum und unterstützt die Kommunen anforderungsgerecht. Somit ist der

Freistaat Bayern wieder ein verlässlicher Partner unserer Kommunen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Frau Kollegin, bleiben Sie bitte noch einen Mo-

ment. - Frau Kollegin Kamm möchte eine Zwischenbemerkung machen, zu der ich ihr

jetzt das Wort erteile.

Christine Kamm (GRÜNE):  (Von der Rednerin nicht autorisiert) Frau Kollegin, Sie

haben die einzelnen Töpfe des kommunalen Finanzausgleichs gewürdigt, aus denen die

Kommunen etwas mehr Geld bekommen haben. Sie haben aber vergessen zu erwäh-

nen, dass den Kommunen heuer durch die Einkommensteuerreform, die auch mit den

Stimmen der CSU auf Bundesebene beschlossen worden ist, 120 Millionen Euro fehlen

werden. In den kommenden Jahren werden von den Kommunen noch größere Beträge

zu verkraften sein. Das hätte eigentlich zur Gesamtbilanz dazugehört.

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Frau Görlitz.

Erika Görlitz (CSU):  (Von der Rednerin nicht autorisiert) Das ist natürlich richtig. Wir

haben das auch beim Gesamthaushalt gesehen, dass diese Gesetzesänderungen

durchschlagen. Es ist klar, dass die Kommunen davon betroffen sind. Das will ich gar

nicht verheimlichen; das ist richtig dargestellt. Da können wir aber über den Finanzaus-

gleich jetzt auch wenig ausgleichen. Wir werden in den nächsten Jahren schauen

müssen, wie wir zurechtkommen. Es wird mit Sicherheit nicht einfacher werden. Ich

denke aber, dass gerade unsere bayerischen Kommunen gut ausgestattet sind, gute
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Voraussetzungen haben, und für die Herausforderungen der nächsten Jahre entspre-

chend gerüstet sind.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Prof. Dr. Georg Barfuß (FDP): Gut!)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Für die SPD-Fraktion erteile ich dem Kollegen

Halbleib das Wort.

Volkmar Halbleib (SPD):  Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Der kommunale

Finanzausgleich 2009 ist aus Sicht der SPD-Fraktion ein Finanzausgleich, der weder

einen scharfen Protest hervorrufen kann, noch große Zufriedenheit, insbesondere auch

keine Selbstzufriedenheit. Der kommunale Finanzausgleich lässt sich sehr nüchtern be-

schreiben als ein Weg hin zu einer von uns auch begrüßten - das möchte ich deutlich

machen - weiteren Normalisierung nach den drastischen Einschränkungen des Finanz-

ausgleichs und der Kommunalfinanzierung nach der letzten Landtagswahl 2003. Beim

kommunalen Finanzausgleich wird jetzt versucht, das auszubügeln, was Sie selbst mit

den Kürzungen vor einigen Jahren bei den Kommunen angerichtet haben.

(Widerspruch bei der CSU)

Einige Kollegen, zum Beispiel Frau Kollegin Görlitz und der Herr Ministerpräsident,

haben erklärt, die Finanzausstattung der Kommunen sei noch einmal verbessert worden.

Der Ministerpräsident hat dies in seiner Erklärung am Dienstag gesagt. Herr Kollege

Klein hat sogar behauptet, die FDP könnte sich dies ans Revers heften. Ich möchte dazu

feststellen: Die Steigerungen im kommunalen Finanzausgleich sind einzig und allein

darauf zurückzuführen, dass die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in Bayern ihren

Beitrag geleistet haben. Das waren weder die Staatsregierung noch die CSU- oder die

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der SPD - Prof. Dr. Georg Barfuß (FDP): Herr Kollege, das gilt für alle

Steuern!)
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Die Steigerungen sind nicht auf finanzielle Zugeständnisse der Staatsregierung oder der

Regierungsfraktionen zurückzuführen, sondern auf die Tatsache, dass wir eine positive

Entwicklung der Steuereinnahmen im Verbundzeitraum hatten. Eigentlich ist es eine fi-

nanzpolitische Selbstverständlichkeit, dass von dieser Steuerentwicklung auch die Kom-

munen entsprechend profitieren. Das ist kein Geschenk der Staatsregierung, des

Finanzministers oder der Regierungskoalition, das mit Beifall versehen werden müsste.

Im Übrigen zahlen auch die Kommunen selbst über die Gewerbesteuerumlage in diesen

Topf ein.

Sehen wir uns einmal die Details an: Die Erhöhung des Anteils aus dem allgemeinen

Steuerverbund von 11,70 % auf 11,94 %, also um ganze 2,4 ‰, ist leider nur symbolisch

und ohne jede nachhaltige Substanz.

(Beifall bei der SPD)

Ein bemerkenswerter Schritt nach vorne ist dies sicher nicht. Außerdem wurden keine

erkennbaren Anstrengungen unternommen, um in vernünftigen Schritten - Stück für

Stück - die Zielmarke von 15 % zu erreichen, wie dies von den kommunalen Spitzen-

verbänden immer wieder - und zu Recht - gefordert wird. Ein ähnliches Bild ergibt sich

beim kommunalen Anteil am Kfz-Steuerverbund. Hier ist die minimale Anhebung um 1 %

mit dem Stichwort Symbolpolitik am besten beschrieben. Dass es überhaupt eine merk-

bare Steigerung gegenüber dem Vorjahr gibt, ist mit dem Mautausgleich des Bundes in

Höhe von knapp 18 Millionen Euro zu erklären.

Ich komme zum Wesentlichen. Bislang sprach ich von den Steuerverbünden, die seit

Jahr und Tag geregelt sind. Dort, wo Sie selbst finanzpolitisch agieren könnten, nämlich

bei den Finanzausgleichsleistungen außerhalb dieser Steuerverbünde, ergibt sich ein

ganz anderes Bild. Gegenüber dem Jahr 2008 ist ein Rückgang von 2,2 Milliarden Euro

auf 2,1 Milliarden Euro festzustellen. Insgesamt geben Sie 27,4 Millionen Euro weniger

aus, wo Sie selbst gestalten könnten und wo der Finanzausgleich nicht von der Steuer-

Protokollauszug
18. Plenum, 02.04.2009 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 56



entwicklung abhängt. Das ist sehr bedauerlich. Hier stellen wir einen Rückgang um 1,3 %

fest.

(Beifall bei der SPD)

Insgesamt bleibt der Anstieg beim kommunalen Finanzausgleich 2009 - selbst wenn wir

die Rechnung der Staatsregierung zugrunde legen - mit 3,6 bzw. 4 % klar hinter der

Steigerung des Ausgabevolumens im Gesamthaushalt von 5,4 % zurück. Ich halte es

für verständlich, dass sich die kommunalen Spitzenverbände in diesen Verhandlungen

zufrieden gezeigt haben. Wer in den Kommunen die Zeit der Kürzungspolitik und der

schlechten Haushaltssituation erlebt hat, ist froh, dass der Schmerz nachlässt und, wie

nach einem schweren Unwetter, Erleichterungen eintreten. Er ist froh, wenn normale

Wetterverhältnisse herrschen, die Wolken ab und zu aufreißen und die Sonne durch-

dringt. Allerdings kündigt sich bereits die nächste Unwetterfront an; denn die politischen

Perspektiven des kommunalen Finanzausgleichs in Bayern sind denkbar schlecht.

Ich nenne als Beispiel die Landesbank-Krise, deren Umfang bei 800 Millionen Euro jähr-

lich liegt. Ich nenne weiter zurückgehende Steuereinnahmen. Auf Ihrer Seite werden

gleichzeitig Steuersenkungen versprochen. Außerdem halten Sie weiterhin an dem

Dogma des ausgeglichenen Haushalts fest. Wir werden jetzt "wahlfreie" Zeiten bekom-

men, in denen Sie regelmäßig mit Kürzungen reagieren. Die Kommunen stehen also vor

einer schwierigen Zeit. Die SPD-Fraktion, die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister

und die Landrätinnen und Landräte können sich darauf verlassen, dass wir, wenn wieder

Kürzungen anstehen, an ihrer Seite stehen und gegen die Verschlechterungen kämpfen

werden. Wir haben auch an der Seite der Kommunen mit Erfolg für den Erhalt und die

Verbreiterung der Gewerbesteuer gekämpft, weil dies die zentrale kommunale Einnah-

mebasis ist.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Ebenfalls für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn

Kollegen Stefan Schuster das Wort.
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Stefan Schuster (SPD):  (Vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsident,

liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich zum Haushaltsgesetz in Bezug auf den

öffentlichen Dienst einige Ausführungen machen. Der öffentliche Dienst wurde in den

zurückliegenden Jahren von der Staatsregierung und der CSU-Fraktion arg gebeutelt.

(Beifall bei der SPD)

Die Einkommensschere gegenüber der Wirtschaft klafft inzwischen um zirka 8 % aus-

einander. An allen Ecken und Enden fehlt das Personal, um die originären Aufgaben des

Staates zu erfüllen. Was tun Sie mit diesem Haushaltsgesetz? - Sie arbeiten weiterhin

mit Wiederbesetzungssperren und verschieben Neueinstellungen auf später. Kollegin-

nen und Kollegen, die Wiederbesetzungssperre ist kein geeignetes Instrument der

Personalwirtschaft. Wenn wir davon ausgehen, dass bestehende Planstellen ihren Sinn

haben, müssen diese Stellen auch besetzt sein. Im Hinblick auf die Funktionsfähigkeit

des öffentlichen Dienstes in Bayern hat eine Sperre frei werdender Stellen zu unterblei-

ben.

(Beifall bei der SPD)

Wir fordern deshalb, die dreimonatige Wiederbesetzungssperre für Beamte, Richter,

Angestellte und Arbeiter zu streichen. Eine Sperre frei werdender Stellen - zum Beispiel

in der Justiz mit ihrer ohnehin sehr angespannten Personalsituation - würde zu einer

weiteren Verminderung der Leistungsfähigkeit führen. Ich erinnere in diesem Zusam-

menhang nur an die Probleme der Justiz in Nürnberg, die momentan durch die Medien

gehen. Dort wurden zum Beispiel Angehörige und Kinder von Beschäftigten eingestellt,

um den Dienstbetrieb aufrechtzuerhalten. Ein zweites Beispiel ist die Finanzverwaltung,

wo die Situation ähnlich ist. Dort führt der hohe Personalfehlbestand zu gravierenden

Steuermindereinnahmen.

Die SPD-Fraktion fordert deshalb die Streichung des Artikels 6 b des Haushaltsgesetzes.

Das Hinausschieben von Neueinstellungen auf den Oktober halte ich für eine reine

Sparmaßnahme. Als Beispiel möchte ich nur die groß angekündigte Einstellung von
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1.000 Polizistinnen und Polizisten nennen. Diese 1.000 Polizistinnen und Polizisten rei-

chen ohnehin nicht, um die Personalnot bei der Polizei zu vermindern. Warum werden

diese Polizisten eigentlich erst im Oktober eingestellt und nicht gleich? Schließlich wer-

den sie mit ihrer Ausbildung erst im Jahr 2013 fertig sein.

Ich habe einmal ein Polizeipräsidium in Oberfranken besucht. Dort wurde mir gesagt,

dass zum Beispiel die Polizeiinspektion Bayreuth-Land den Dienstbetrieb fast nicht mehr

aufrechterhalten könne und dringend neues Personal brauche. Damals habe ich in den

Medien erklärt, dass diese 1.000 zusätzlichen Polizistinnen und Polizisten nicht aus-

reichten. Herr Staatssekretär Dr. Weiß hat daraufhin zwei Tage später in einem Interview

erklärt, dass Herr Schuster wahrscheinlich nicht rechnen könnte. Inzwischen wurde

meine Aussage von Herrn Landespolizeipräsident Kindler und von Herrn Innenminister

Herrmann in seiner Haushaltsrede bestätigt. Herr Herrmann hat erklärt, dass diese

1.000 Stellen nur der Anfang sein könnten.

(Beifall bei der SPD)

Die angekündigten Stellenhebungen sind grundsätzlich zunächst einmal positiv zu be-

werten. Die Beschäftigten haben diese Stellenhebungen positiv aufgenommen. Aller-

dings haben sie gehofft, dass diese Hebungen zeitnah erfolgen. Um jedoch Kosten auf

dem Rücken der Beschäftigten zu sparen, dürfen diese Stellenhebungen erst zum Sep-

tember 2009 und zum September 2010 in Anspruch genommen werden. Wir fordern,

dass die Stellenhebungen im Mai 2009 und zum 1. Januar 2010 umgesetzt werden,

schon im Hinblick auf die Personengruppe, die bald in den Ruhestand geht und dringend

auf diese Hebungen wartet.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich noch kurz zum Artikel 6 c des Haushaltsgesetzes und die Beschäftigung

schwerbehinderter Menschen eingehen. Dort steht, dass in den Jahren 2009 und 2010

jeweils 150 frei werdende Stellen gesperrt würden, die für die Einstellung schwerbehin-

derter Menschen verwendet werden sollten. Das ist zunächst einmal positiv zu bewerten.
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Abgeschwächt wird dieses Signal durch den Zusatz "wobei eine Übererfüllung der Quote

des Vorjahres auf die Quote des Jahres 2009 bzw. 2010 angerechnet werden kann".

Kolleginnen und Kollegen, wir haben in der letzten Woche im Ausschuss für Fragen des

öffentlichen Dienstes über den Bericht der Staatsregierung zur Beschäftigung schwer-

behinderter Menschen diskutiert. Nach diesem Bericht erfüllt der Freistaat mit 5,21 %

die vorgeschriebene Beschäftigungsquote von 5 %. Allerdings gibt es Ressorts wie zum

Beispiel das Kultusministerium oder das Wissenschaftsministerium, die die Vorgabe

immer noch nicht erfüllen. Die neue Behindertenbeauftragte der Staatsregierung, Frau

Irmgard Badura, hat in einer Sitzung des Ausschusses für Fragen des öffentlichen

Dienstes erklärt, sie gebe sich mit der bayerischen Quote nicht zufrieden. Der Bundes-

durchschnitt liege bei 5,8 %, sagt sie. Und weiter: "Ich wünsche mir, dass sich Bayern

daran orientiert." - Das wünschen wir von der SPD-Fraktion uns auch.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist unsere Vorstellung, dass die im Haushaltsentwurf 2009/2010 für die Ein-

stellung schwerbehinderter Menschen gesperrten 300 Stellen auf insgesamt 350 Stellen

aufgestockt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es hat hier im Haus schon ellenlange Diskussionen

über die Verlängerung der Arbeitszeit auf 42 Stunden gegeben. Man führt als Abgeord-

neter immer wieder Gespräche vor Ort. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP,

ich muss Ihnen sagen, am meisten enttäuscht sind die Beschäftigten des öffentlichen

Dienstes von der FDP. Sie haben mit der 42-Stunden-Woche Wahlkampf gemacht, aber

umgesetzt wird nichts. Wir werden an dem Thema dranbleiben. Von uns werden Sie zu

dem Thema noch mehrere Anträge vorgelegt bekommen. - Ich mache gleich Schluss.

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Das wäre auch angemessen.

Stefan Schuster (SPD):  (Vom Redner nicht autorisiert) Wir fordern - und das ergibt sich

aus der Systematik - die Streichung der Artikel 6 e und 6 f des Haushaltsgesetzes.

Protokollauszug
18. Plenum, 02.04.2009 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 60

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000380.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000236.html


Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein letztes Wort zum Dienst zu ungünstigen Zeiten. Für

den Dienst an Sonn- und Feiertagen sowie nachts werden in der Stunde 2,80 Euro be-

zahlt. Wir von der SPD-Fraktion fordern, dass der Betrag auf 5 Euro erhöht wird. Das

könnten wir hier im Hause regeln. Der Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere

Sicherheit hat einem Antrag der SPD-Fraktion betreffend eine Erhöhung zugestimmt.

Leider wurde der Antrag im Haushaltsausschuss abgelehnt. Ich bitte deshalb, unserem

Änderungsantrag zuzustimmen.

Abschließend bedanke ich mich beim Präsidenten für die großzügige Handhabung der

Redezeit.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege. Ich kann mir den Satz

nicht verkneifen: Ich bitte alle Redner, ihre Kürzungsvorschläge nicht nur an den Haus-

halt, sondern auch an die Redezeiten anzupassen.

Gern übermittle ich noch eine Bitte des Stenografischen Dienstes. Die Niederschriften

der heutigen Sitzung sind nicht mehr bis zum Sitzungsende fertigzustellen, weshalb Sie

den Rednern im Plenarsaal auch nicht mehr zugestellt werden können. Aus diesem

Grund bitte ich die Redner, von den am Stenografenpult aufliegenden gelben Formula-

ren Gebrauch zu machen, falls die Niederschriften an eine Adresse außerhalb des

Hauses zur Korrektur übermittelt werden sollen.

Als letztem Redner in dieser Debatte darf ich dem Herrn Staatsminister der Finanzen

Georg Fahrenschon das Wort erteilen.

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Herr Präsident, meine sehr

geehrten Damen und Herren, Hohes Haus! Der Freistaat Bayern ist Motor im Kampf

gegen die Konjunkturkrise. Das fängt mit dem schnellen Verfahren an. Hier ist darauf

hinzuweisen, dass in den letzten zwei Monaten von der Ersten Lesung bis zum heutigen

dritten Tag der Haushaltsdebatte rund 5.000 Seiten des Regierungsentwurfs sowie eine
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Fülle von Anträgen und Nachschublisten in den Beratungen zu behandeln waren. Für

diesen Kraftakt danke ich dem Vorsitzenden des Haushaltsausschusses, seiner Stell-

vertreterin, Frau Kollegin Rupp, und allen Mitgliedern des Haushaltsausschusses sehr

herzlich.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Der Dank des Finanzministers gilt auch den zahlreichen helfenden Händen im Landtag

und in den Ministerien, die dieses rasche Verfahren im Hintergrund erst ermöglicht

haben.

Meine Damen und Herren, die Schnelligkeit ist deshalb von wesentlicher Bedeutung,

weil in dieser schwierigen wirtschaftlichen Situation schnelle Hilfe doppelte Hilfe bedeu-

tet. Bayern ist in diesem Sinne Vorbild für die Bundesrepublik, für alle Gemeinwesen,

weil wir uns darauf konzentriert haben, schnell und effizient zu helfen. Das ist unsere

Aufgabe in der Finanz- und Haushaltspolitik.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Auch wenn es schwer fiel, haben wir in Bayern bereits im November den Motor ange-

worfen. Mit dem Investitionsbeschleunigungsprogramm und dem bayerischen Mittel-

standsschirm haben wir im alten Jahr nicht nur Handlungsfähigkeit gezeigt, wir haben

auch dem Bund und anderen Ländern als Vorbild gedient. Auch das muss zum Ab-

schluss der Haushaltsdebatte herausgestellt werden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

So stand dem Bund bei seinem KfW-Programm zur Sicherung der Kreditversorgung der

Wirtschaft der bayerische Mittelstandsschirm Pate. Die LfA konnte aufgrund unseres

schnellen Handelns mit Beginn des Jahres das komplette Bürgschaftsinstrumentarium

anwenden. Die Absicherung erfolgt zwar im Doppelhaushalt durch eine Rückbürgschaft,

aber nur deshalb, weil wir im November und Dezember schon gehandelt haben, war die

LfA in der Lage, schon vom 1. Januar an vielen mittelständischen Unternehmen in ganz
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Bayern zu helfen. Knaus Tabbert ist das bekannteste Beispiel. Wir sind aber mittlerweile

gemeinsam mit dem Wirtschaftsministerium bei über 50 Fällen, in denen wir mit unseren

Instrumenten dem bayerischen Mittelstand in dieser schwierigen Zeit zur Seite gestan-

den haben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zum Thema Schnelligkeit muss weiter darauf hingewiesen werden, dass der Einzelplan

15 aufgrund seiner starken Ausrichtung an Investitionen extra vorgezogen wurde. Das

komplette Bauprogramm des Wissenschaftsministeriums im Umfang von 900 Millionen

Euro im Doppelhaushalt ist bereits beschlossen. Das ist die Grundlage dafür, dass wir

die Ausschreibungen noch im März haben vorbereiten können und wie versprochen im

April an möglichst vielen Standorten mit den Baumaßnahmen beginnen können.

Das sind zwei gute Beispiele dafür, dass in der aktuellen Situation eine schnelle Beratung

des Haushaltes ein Wert an sich ist. Wir in Bayern haben hier die Benchmark für

Deutschland gesetzt. Umso wichtiger ist es, dass wir mit dem Abschluss der Haushalts-

debatte auch die anderen Projekte und Programme rasch ins Werk setzen. Dabei, meine

sehr geehrten Damen und Herren, ist der Doppelhaushalt - auch das muss noch einmal

dargestellt werden - das Instrument der von der CSU und der FDP getragenen Staats-

regierung, um dem Konjunkturabschwung die Tiefe zu nehmen und ihn schneller wieder

in einen Aufschwung übergehen zu lassen. Dieser Doppelhaushalt ist unsere Antwort

auf den Abschwung. Zugleich setzt er die notwendigen langfristigen Akzente.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dabei ist der Doppelhaushalt erstens konjunkturgerecht. Im Durchschnitt steigern wir die

Ausgaben des Freistaates Bayern um 4,85 %, im konjunkturell schwierigeren ersten Jahr

sogar um 6,8 %. Wir betreiben eine antizyklische Haushaltspolitik, weil diese jetzt not-

wendig ist. Eine Steigerung des Haushalts um 6,8 % im Jahr 2009 ist ein klares Signal

dafür, dass wir auf Investitionen setzen. Es gibt kein anderes Bundesland, das sich sol-

che Investitionen leisten kann.
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(Beifall bei der CSU und der FDP)

Der Doppelhaushalt ist zum Zweiten zukunftsgerichtet, weil wir absichtlich Schwerpunk-

te bilden und nicht mit der Gießkanne arbeiten, sondern mit unseren Investitionen in

Bildung und Klimaschutz nachhaltig in eine gute Zukunft für Bayern investieren.

Frau Kollegin Rupp, ich will noch einmal versuchen, Ihnen das Zusammenspiel zwischen

dem Entwurf des Staatshaushalts einerseits und unseren Prägungen bei den Arbeiten

zum Konjunkturpaket II andererseits zu erläutern. Denn wir haben planvoll gehandelt.

Der Regierungsentwurf mit seinem Konzept kraftvoller Investitionen in Zukunftsbereiche

war die ideale Basis dafür, dass wir das Zukunftsinvestitionsprogramm des Bundes in-

tegrieren konnten. Das ist kein Zufallsprodukt, das ist absichtliches, planvolles Handeln,

weil wir alle Maßnahmen nutzen wollten, um jetzt möglichst viel zu investieren, um die

wirtschaftliche Schwäche durch staatliche Investitionen abzufedern.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Es ist kein Hoppla-Effekt, sondern das Ergebnis planvollen Handelns, dass wir den

zweiten Teil des Konjunkturpakets des Bundes optimal in den Doppelhaushalt integrie-

ren konnten. Denn mit den zusätzlichen Bundesmitteln können wir das im ersten Nach-

tragshaushalt 2008 erreichte Rekordniveau unserer bayerischen Investitionen noch

einmal deutlich steigern. Meine Damen und Herren, statt das zu kritisieren, sollten Sie

uns eigentlich zu dieser Blaupause gratulieren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben mit Absicht die Investitionen noch im November beschleunigt und am 16.

Dezember einen Entwurf eingebracht, bei dessen Vorlage wir schon wussten, dass wir

gleichzeitig in Berlin über ein zweites Konjunkturpaket sprechen. Dass wir das im Ansatz

aufeinander abgestimmt haben, kann uns nicht zum Vorwurf gemacht werden, sondern

zeigt, dass wir gut damit fahren, auf zwei Ebenen an der Regierung teilzuhaben und

Entscheidungen mitprägen zu können. Auch der Vorwurf, dass wir hierbei an einem
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Strang ziehen, geht ins Leere. Es ist doch gerade notwendig, dass wir gemeinsam - auf

kommunaler, auf Länder- und auf Bundesebene - gegen die Krise arbeiten, damit wir

am Ende schneller und gestärkt aus dieser Krise herausgehen können. Auch an dieser

Stelle bitte ich Sie: Überlegen Sie sich das. Wir arbeiten gemeinsam, damit wir gemein-

sam möglichst viele Kräfte freisetzen können. Die wichtigste Herausforderung besteht

darin, dass wir über Wachstum und Beschäftigung schnellstmöglich aus der wirtschaft-

lich angespannten Situation herauskommen. Das verlangen die Menschen im Land von

uns und darauf richten wir unsere Politik aus.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Der Schwerpunkt beim Konjunkturpaket des Bundes liegt ganz bewusst auf der ener-

getischen Sanierung. Vonseiten des Bundes wird vor allem die energetische Sanierung

von Schulen und kommunaler Infrastruktur gefordert. Diese Forderungen des Bundes

passen ideal zum Leitbild des Doppelhaushalts. Sie passen ideal zu unserem Ziel, zu-

kunftsgerecht und konjunkturgerecht zu handeln. Wir wissen doch, dass die Nachfrage

jetzt gestärkt werden muss. Jetzt muss investiert werden. Jetzt muss die Krise gemein-

sam bekämpft werden. Deshalb lautet unser Ansatz: Wir wollen gestärkt aus der Krise

herauskommen, indem wir die Rahmenbedingungen nachhaltig verbessern. Dabei ist

die energetische Sanierung das effizienteste Mittel - darüber besteht in unserem Hause

noch nicht einmal Streit - im Kampf gegen den Klimawandel einerseits und andererseits

ein ideales Mittel, um der öffentlichen Hand Heiz- und Betriebskosten zu ersparen. Das

ist eine solide, sachgerechte und zukunftsorientierte Konjunkturpolitik.

Eine Rolle hat hier auch die Frage nach der steuerlichen Entlastung gespielt. Herr Prä-

sident, meine sehr geehrten Damen und Herren, Ausgangs-, Mittel- und Zielpunkt aller

unserer politischen Bemühungen in der Krise und für die Zukunft sind die Bürgerinnen

und Bürger Bayerns. Sie wollen wir in der Krise unterstützen. Ihnen wollen wir helfen,

aus der Krise herauszukommen. Deshalb muss unsere Politik auch unmittelbar bei den

Menschen ansetzen. Unser Ziel ist es, mehr bei den Bürgern zu belassen. Das Geld,
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das sich die Bürger hart erwirtschaftet und sauer erarbeitet haben, muss in den privaten

Haushalten bleiben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb fällt es dem bayerischen Finanzminister auch nicht schwer, sich zu bekennen.

Wir waren es, die die SPD zum Jagen getragen haben. Wir waren es, die die Steuer-

und Abgabensenkungen durchgesetzt haben.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Widerspruch bei der SPD)

Wir haben es in Berlin mit einem SPD-Parteivorsitzenden zu tun, der der festen Über-

zeugung ist, dass die Menschen ihr Geld beim Staat abgeben sollen, weil der Staat

besser wisse, was für die Menschen in unserem Land gut ist.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben es in Berlin mit einem Bundesfinanzminister zu tun, der in Brüssel Steuerer-

leichterungen zustimmt, der sich an sein eigenes Abstimmungsverhalten aber nicht mehr

erinnert, wenn wir dieselben Steuererleichterungen auch hier für den bayerischen und

den deutschen Mittelstand, für die Gastronomie und für die Hotels durchsetzen wollen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb müssen wir uns das Gesamtbild ansehen. Wir sind davon überzeugt, dass wir

das richtige Instrumentarium haben, um das Jahr 2009 erfolgreich abschließen zu kön-

nen. Das muss unser Ziel sein. Wir dürfen nicht wie das Kaninchen vor der Schlange

sitzen bleiben und sagen: Um Gottes Willen, was ist zu tun? - Wir müssen handeln.

Handeln heißt Reduzieren von Steuern und Abgaben, damit die Menschen im Lande

auch konsumieren können. Das ist unser Ziel.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Und wer bezahlt

das Konjunkturpaket?)
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Deshalb war es richtig, dass wir zum Jahresanfang die Familien entlastet haben. Es war

richtig, das Kindergeld um zehn bzw. 16 Euro pro Monat zu erhöhen. Es war auch richtig,

dass die Finanzverwaltung mit Hochdruck gearbeitet hat. Ich bin stolz darauf, dass wir

bereits Mitte März in Bayern die Rückzahlung der Pendlerpauschale abschließen konn-

ten. In über einer Million Fällen kam es zu Rückzahlungen in Höhe von insgesamt

287 Millionen Euro. Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Geld kommt jetzt an.

Damit werden die Menschen unterstützt und können trotz der Krise konsumieren und

den täglichen Bedarf decken. Das ist die richtige Art von Politik.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb ist es auch richtig, dass wir mit dem Konjunkturpaket II einen weiteren Schritt

vorwärtsgehen.

Nachdem viel Überzeugungsarbeit zu leisten war, hat die Große Koalition die Senkung

des Eingangssteuersatzes und die Abflachung des Tarifverlaufs in Angriff genommen.

Der erste Schritt der steuerlichen Entlastung wirkt sich in diesen Wochen über die Lohn-

steuer bei den Bürgerinnen und Bürgern aus. Wir haben Anfang des Jahres schnell

gehandelt. Wir haben im Februar und im März die Pendlerpauschale zurückgezahlt. Jetzt

merken die Menschen, dass sich etwas tut, dass in Deutschland eine steuerliche Ent-

lastung stattfindet. Das ist das richtige Signal, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Es ist auch klar, dass es weitergeht. Ab Juli werden die Arbeitnehmer und die Unter-

nehmen mit der Reduzierung des Krankenversicherungsbeitrags auf 14,9 % außersteu-

erlich in einem Umfang von weiteren 6 Milliarden Euro pro Jahr entlastet. Wir sind nicht

am Ende, denn wir haben bereits festgelegt, dass ab 1. Januar 2010 die Absetzbarkeit

der Krankenversicherungs- und Pflegeversicherungsbeiträge deutlich verbessert wird.

Außerdem machen wir einen zweiten Schritt in Richtung des CSU-Tarifs. Denn wir wer-

den zu Beginn des nächsten Jahres die Anhebung des Grundfreibetrags und eine

weitere Rechtsverschiebung des Tarifs in Deutschland erleben. Die CSU kümmert sich
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um die Entlastung. Wir reden nicht nur von einer Änderung des Einkommensteuertarifs,

sondern wir setzen sie auch auf allen Ebenen durch.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zusammen mit sonstigen Steuerrechtsänderungen entlasten wir die Bürgerinnen und

Bürger in Deutschland jährlich um 24 Milliarden Euro.

Allein im Doppelhaushalt des Freistaates Bayern schlagen sich die Entlastungen mit

Mindereinnahmen in Höhe von deutlich über 3,2 Milliarden Euro nieder. Das ist ein wich-

tiges und richtiges Zeichen. Es ist ein Zeichen für Wachstum und Beschäftigung und es

ist ein Signal zur Stärkung der Binnenkonjunktur. Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, nur über die Entlastung der privaten Haushalte werden wir die Nachfrage in

Deutschland stärken. Diese Notwendigkeit ergibt sich jetzt.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Neben der Stärkung der privaten Haushalte über Steuer- und Abgabenentlastungen sind

für die Staatsregierung und die sie tragenden beiden Fraktionen der CSU und der FDP

die Kommunen die zentralen Akteure in der Krise. Wir befinden uns zwar in einer glo-

balen Krise. Die Menschen spüren sie aber persönlich vor Ort. Deshalb ist es entschei-

dend, auf die Nöte der Menschen und der Unternehmen in diesem Land rasch und

flexibel zu reagieren. Die Kommunen kennen die Sorgen und Bedürfnisse ihrer Bürger-

innen und Bürger am besten. Sie sind auch der Lösung dieser Probleme am nächsten.

Im Wissen, dass 60 % der Investitionen der öffentlichen Hand auf kommunaler Ebene

stattfinden, stellen wir die Kommunen, die Kreise, Städte und Gemeinden auch in den

Mittelpunkt unserer Investitionsoffensive. Deshalb ist die Stärkung der Kommunen eine

Daueraufgabe. Deshalb haben wir gerade in der letzten Zeit wesentliche Schritte zur

Stärkung der Kommunen auch und gerade in finanzieller Hinsicht eingeleitet. Schon im

letzten Jahr waren die Kommunen die großen Gewinner des Staatshaushalts. Die Stei-

gerungsrate des kommunalen Finanzausgleichs lag im letzten Jahr mit 11 % doppelt so

Protokollauszug
18. Plenum, 02.04.2009 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 68



hoch wie die Steigerungsrate des gesamten Staatshaushalts. Mit dem kommunalen Fi-

nanzausgleich 2009 haben wir nicht nur die finanzielle Ausstattung der Kommunen auf

dieser hohen Basis mit effektiv 4 % wiederum deutlich verbessert, sondern wir haben

auch strukturelle Veränderungen durchgeführt. Die Tatsache, dass wir die beiden Ver-

bundsätze sowohl bei der Kfz-Steuer als auch im allgemeinen Steuerverbund erhöht

haben, ist keine Eintagsfliege. Sie ist das klare Bekenntnis dazu, dass wir die Kommunen

in Bayern unterstützen und sie mit den Mitteln ausstatten, die sie brauchen, um auch

aktiv arbeiten zu können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Nicht nur im laufenden Haushalt werden die Kommunen besonders berücksichtigt. Auch

in der Krise stärken wir den Kommunen den Rücken. Deshalb will ich an dieser Stelle

auch daran erinnern, dass die Abgeordneten von CSU und FDP mit ihrer Entscheidung

Ende Dezember die Kommunen von einer Riesenlast befreit haben. Sie waren nicht

bereit, das zu machen. Hier auf der rechten Seite ist die Entscheidung gefallen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Die Stabilisierung der Bayerischen Landesbank war aus volkswirtschaftlicher und aus

gesamtwirtschaftlicher Sicht dringend notwendig. Wir erinnern uns daran. Es hat einen

Sonntag gegeben, an dem die Bundeskanzlerin vor die deutsche Öffentlichkeit getreten

ist und gesagt hat, sie stehe für die Sicherheit der Einlagen. Der Freistaat Bayern hat

sich seiner Verantwortung gestellt. Die Abgeordneten von CSU und FDP haben dieses

Signal aufgenommen. Sie waren dazu nicht in der Lage. Das sollen Sie den Kommunen

erzählen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Christa Naaß (SPD): Und wer trägt die Verant-

wortung?)

Und deshalb, Herr Maget, ist es an dieser Stelle wohlfeil, wenn Sie am Dienstag sagen,

ich solle auf irgendetwas einschlagen. Ich sage Ihnen: Wenn der Bundesfinanzminister
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sagt, dass keine weitere Bank in Deutschland umkippt, bin ich bereit, mich über Ihre

Frage zu unterhalten. Aber weil Ihnen der Bundesfinanzminister so eine Zusage nicht

machen kann, verlangen Sie die bitte nicht vom bayerischen Finanzminister, Herr Maget!

(Beifall bei der CSU und der FDP - Franz Maget (SPD): Wie hoch bewerten Sie das

Risiko?)

Wir müssen uns vielmehr darüber unterhalten, was wir können und was wir insbesondere

gemeinsam mit den Kommunen machen. Wir müssen uns gemeinsam mit aller Kraft

gegen den Konjunkturabschwung stemmen. Das ist die wesentliche Aufgabe der öffent-

lichen Hand.

Und, meine Damen und Herren, wir gehen Hand in Hand mit den bayerischen Kommu-

nen.

(Franz Maget (SPD): Gegen die Kommunen!)

Wir haben den Umfang der Fördermittel für kommunale Investitionen um 118 Millionen

Euro kräftig angehoben. Wir setzen auf das Konjunkturpaket, und zwar in Abstimmung

mit allen kommunalen Spitzenverbänden. Keiner bleibt außen vor. Alle helfen mit. Die

Einzigen, die das nicht verstehen wollen, sind die bayerischen Sozialdemokraten, meine

sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Setzen wir uns einmal mit Ihrem Alternativvorschlag auseinander. Die SPD schlägt vor,

wir sollten in Bayern genauso verfahren wie in Nordrhein-Westfalen. Der Vorschlag der

Sozialdemokratie heißt: Wir sollen wie in Nordrhein-Westfalen die Konjunkturpaketmittel

an die Kommunen mit der Gießkanne verteilen. Meine sehr geehrten Damen und Herren,

setzen Sie sich doch wenigstens einmal mit den Strukturen in den beiden Bundesländern

auseinander. Schauen Sie sich das doch einmal an: In Nordrhein-Westfalen hat die

kleinste Gemeinde, Dahlem bei Euskirchen, 4.200 Einwohner. In Nordrhein-Westfalen

hat die Hälfte aller Gemeinden mehr als 25.000 Einwohner.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, in Bayern haben drei Viertel der Gemeinden

weniger als 5.000 Einwohner. Wenn Sie in Nordrhein-Westfalen mit der Gießkanne ar-

beiten, treffen Sie ganz andere Gruppen, als wenn Sie in Bayern mit der Gießkanne

arbeiten. Es wäre verhängnisvoll, wenn wir diesen Weg gegangen wären.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben es in Bayern mit anderen Strukturen zu tun. Wir haben es in Bayern Gott sei

Dank mit einer anderen Finanzkraft zu tun. Wir haben es in Bayern mit anderen etat-

mäßigen Möglichkeiten zu tun. "Gott sei Dank" möchte man sagen. Und wir sind in

Bayern auch mit anderen, und zwar mit schlagkräftigeren Verwaltungsapparaten aus-

gestattet. Deshalb ist unser Weg, über die Projekte zu gehen, der bessere Weg, der

zielgerichtetere Weg. Wir können die Mittel des Konjunkturpakets schnell und wirksam

einsetzen. Das muss unser Ziel sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Im Übrigen: Trotz unseres ausdifferenzierten Vorgehens werden die Kommunen rasch

Nachricht über die Förderentscheidungen erhalten; denn wir haben vorgearbeitet. Wir

haben bereits parallel zur Aufstellung des Doppelhaushalts das Antragsverfahren in

Gang gesetzt und sind deshalb in der Lage, zeitnah die Bewilligungen bekannt zu geben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir nutzen die Chance des Konjunkturpakets,

um Bayern nach vorn zu bringen, weil wir darauf setzen, dass wir in der Lage sind,

schneller als andere aus der Krise herauszukommen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Was die Debatte um die Fördersätze im Konjunkturpaket II angeht, ist das Konzept der

Staatsregierung klar und einfach: Bei zusätzlichen Programmen beträgt der Eigenanteil

der Kommunen regelmäßig 12,5 % der förderfähigen Kosten, bei neuen Ansätzen nur

12,5 % und bei alten, bestehenden Förderprogrammen, auf die wir aufgebaut haben,

weil sie bekannt sind, weil sie eingeführt sind, weil sich jeder darauf verlassen kann, wie
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die Programme laufen, bleibt es bei den alten Fördersätzen. Das ist auch eine Frage der

Gerechtigkeit, denn warum sollte eine Kommune mit genau dem gleichen Projekt vor

dem Konjunkturpaket eine schlechtere Förderung bekommen als nach dem Konjunk-

turpaket, meine sehr geehrten Damen und Herren?

Deshalb glauben Sie uns:

(Zurufe von der SPD)

Die Kommunen sind der wesentliche Partner der Staatsregierung in allen Bereichen der

gemeinsamen Politik. Sie sind der wesentliche Partner der Staatsregierung auch auf

dem Gebiet der Bildung und der Kinderbetreuung. Wir haben dieses gute Verhältnis erst

kürzlich beim Bildungsgipfel überzeugend demonstriert. Gemeinsam mit den Kommu-

nen und ohne Ausnahme haben wir die Weichen für wichtige bildungspolitische Vorha-

ben gestellt.

So bauen wir zum Beispiel die Ganztagsschulen aus. Wir gehen dabei einen besonderen

Weg: Einerseits entlasten wir die Kommunen. Deshalb übernimmt der Staat künftig an

staatlichen Schulen neben der Trägerschaft der gebundenen Ganztagsangebote auch

die Trägerschaft der offenen Ganztagsangebote und stellt eine angemessene Ausstat-

tung an Planstellen und Mittel für Lehrer und sonstiges Personal sicher. Im Gegenzug

werden die Kommunen den zusätzlichen Sachaufwand der Ganztagsschulen überneh-

men und sich am Personalaufwand für alle offenen und gebundenen Ganztagsschulen

durch einen pauschalen Zuschuss in Höhe von 5.000 Euro je Ganztagsklasse oder -

gruppe und Schuljahr beteiligen.

Und weil uns auch das wichtig ist, kann ich heute ankündigen: Mit dem Beschluss über

den Doppelhaushalt werden wir morgen das entsprechende Förderprogramm für Bau-

maßnahmen zum Ausbau von Ganztagsschulen mit erhöhten Fördersätzen in Kraft

setzen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)
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Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal daran erinnern: Die von CSU und FDP

getragene Staatsregierung und die bayerischen Kommunen werden bedürftige Schü-

lerinnen und Schüler beim Mittagessen an Ganztagsschulen und Grundschulen mit

verlängerter Mittagsbetreuung unterstützen. Der Staat und die Kommunen werden dazu

jeweils einen Betrag von 200 Euro pro bedürftiges Kind und Schuljahr übernehmen. Das

wäre die Aufgabe Ihres Bundesministers gewesen. Er ist nirgendwo zu finden, wenn es

um diese Frage geht.

(Zurufe von der SPD)

Bayern und die bayerischen Kommunen gehen nach vorn, meine sehr geehrten Damen

und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Auch bei der Kinderbetreuung ist der Freistaat ein verlässlicher Partner der Kommunen.

Erstens werden die Bundesmittel für die Förderung der notwendigen Investitionen und

der Betriebskosten des Krippenausbaus vollständig, also zu 100 %, an die Kommunen

weitergegeben.

(Zuruf der Abgeordneten Johanna Werner-Muggendorfer (SPD))

Damit bekommen die Kommunen eine Entlastung im Umfang von insgesamt 615 Milli-

onen Euro bis zum Jahr 2013, obwohl dem Freistaat bei der staatlichen Betriebskos-

tenförderung selbst auch hohe Mehrbelastungen entstehen. Ab 2014 stehen den

Kommunen die Bundesmittel für die Betriebskostenförderung des Krippenausbaus in

Höhe von wiederum 115 Millionen Euro pro Jahr in vollem Umfang ohne Abzug zur Ver-

fügung, obwohl wir eigene Krippen unterhalten und auch gute Gründe hätten, uns an

diesem Programm zu beteiligen. Wir geben alles zu 100 % weiter. Kein anderes Bun-

desland geht diesen Weg. Nur in Bayern unterstützen wir die Kommunen, weil uns die

Kinderbetreuung so wichtig ist, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)
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Und nicht zu vergessen: Nur in Bayern stellt der Freistaat für die Investitionskostenför-

derung noch zusätzlich insgesamt 100 Millionen Euro aus eigener Kraft bereit. Damit

wollen wir bis zum Jahr 2013 50.000 zusätzliche Krippenplätze schaffen. Zeigen Sie mir

ein anderes Bundesland in Deutschland mit so einer breiten Förderung!

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Weil die schon welche haben!)

Kein anderes Bundesland macht dieses Angebot!

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zurufe von der SPD)

Das zeigt: Für die Menschen in Bayern ziehen der Freistaat und die Kommunen an einem

Strang. Der Freistaat und die Kommunen führen eine verlässliche Partnerschaft. Sie

führen eine fruchtbare Partnerschaft, und sie führen eine zukunftsfähige Partnerschaft,

kurz und gut eine gute und belastbare Partnerschaft zwischen der kommunalen Ebene

und dem Freistaat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, den Bürgerinnen und Bürgern zu helfen und

sie zu entlasten, die Kommunen zu unterstützen und sie zu stärken sowie die Nachfra-

geflaute gemeinsam zu bekämpfen - das ist, zugegeben, eine harte Bewährungsprobe

für den Staatshaushalt. Aber er besteht sie, weil wir in der Vergangenheit solide gewirt-

schaftet haben und weil wir weiter solide wirtschaften werden, weil wir damit den Beweis

führen, dass wir im Gegensatz zu allen anderen in der Bundesrepublik Deutschland

handlungsfähig sind.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Antizyklische Haushaltspolitik besteht in Zeiten der Krise in Stärkung der Nachfrage. Das

ist die leicht verständliche Seite dieser Politik. Da kann jeder mitreden. Aber, meine sehr

geehrten Damen und Herren, sie beginnt viel früher. Antizyklische Haushaltspolitik be-

ginnt im Aufschwung, beginnt an dem Punkt, wo man im Aufschwung Geld zurücklegt,

um in schwierigeren Zeiten zu investieren. Das haben wir in Bayern gemacht, und des-

halb können wir in Bayern auch gestalterisch tätig sein.
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(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben in den guten Jahren eine antizyklische Haushaltspolitik betrieben. Wir haben

insbesondere in den Jahren 2007 und 2008 Rücklagen gebildet. Wir haben Schulden

getilgt. Wir haben Programme durchfinanziert, die jetzt in der Krise kräftige Gegenim-

pulse setzen.

Schauen Sie doch noch einmal ins Programm. Herr Pointner, ich kann es Ihnen nicht

ersparen: Sie müssen natürlich den Staatshaushalt auch ernst nehmen. Schauen Sie

doch einmal: Es gibt kein einziges Bundesland, das ein Programm wie "Kinder, Arbeit,

Bildung" bis zur Laufzeit von 2011 durchfinanziert hat. Da ist kein Thema offen. Da ist

jedes Investitionsprojekt angesetzt und mit Geld versetzt. Da brauchen wir nichts zu-

rückzunehmen. Das müssen wir nur abarbeiten. Das ist der wesentliche Unterschied.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Herr Staatsminister, lassen Sie eine Frage

des Kollegen Pohl zu?

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Sehr gerne.

Bernhard Pohl (FW):  (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Staatsminister, habe ich Sie

richtig verstanden? Sind Länder wie Baden-Württemberg, Thüringen, Hessen und Sach-

sen handlungsunfähig?

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Ich stelle zumindest fest,

dass die anderen Bundesländer mit ihren Haushalten noch nicht fertig sind. Wir sind mit

dem Abschluss der heutigen Debatte investitionsbereit, und wir setzen auf diese Inves-

titionen, meine Damen und Herren.

(Lebhafter Beifall bei CSU und FDP - Ministerpräsident Horst Seehofer: Danke für

die Frage!)

Ich soll mich im Auftrag des Herrn Ministerpräsidenten noch für die Frage bedanken.
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(Heiterkeit bei der CSU - Georg Schmid (CSU): So ist das bei uns!)

Liebe Frau Rupp: Ja, es besteht Übereinstimmung darin, dass wir in dieser Krise glo-

balen Ausmaßes unsere Ausgaben nicht zurückfahren dürfen, sondern wir müssen sie

erhöhen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Auf der anderen Seite müssen wir den Menschen aber auch mehr von dem lassen, was

sie selbst erwirtschaften. Die Menschen brauchen das Geld jetzt, denn damit können sie

selbst einen Beitrag dazu leisten, die Krise zu meistern. Deshalb müssen wir an dieser

Stelle auf Entlastung setzen. Nur über die Entlastung bekommen wir den breitesten Ef-

fekt, den breitesten Impuls. Deshalb sind wir vom Ansatz unserer Politik überzeugt.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Immer nur mit dem Finger auf die andern

zeigen!)

Wir müssen dem Aktionismus anderer allerdings auch wohlüberlegte Schritte entge-

gensetzen. Wir gehen weit, aber wir gehen nicht zu weit. Der Doppelhaushalt, der diesem

Hohen Haus zur Beschlussfassung vorliegt, kommt trotz der zusätzlichen Belastungen

durch die Konjunktur und die konjunkturbedingten Maßnahmen, bezogen auf den

Staatshaushalt, ohne neue Schulden aus. Das hat Tradition und das ist auch berechtigt,

weil wir unsere Schlüsse aus der Vergangenheit gezogen haben. Herr Kollege Klein hat

mit Recht auf die Belastungen hingewiesen, die allen Generationen drohen, wenn wir

nicht vernünftig und zukunftsgerecht nachhaltig mit den Steuergeldern der Bürgerinnen

und Bürger umgehen.

Dank der vorsorgenden Politik der Vergangenheit können wir der Haushaltssicherungs-

rücklage 3,7 Milliarden Euro entnehmen. Damit ist sie aber verbraucht. Mehr ist nicht zu

machen. Die Forderungen der SPD hätten zu zusätzlichen Ausgaben in Höhe von 2,5

Milliarden Euro geführt. Meine sehr geehrten Damen und Herren der Opposition, Sie

sind weitab von jeglicher realistischer Finanzpolitik.
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(Lebhafter Beifall bei der CSU und der FDP - Unruhe bei der SPD)

Verschuldungspolitik ohne die Rücksicht auf morgen ist mit uns, ist weder mit der CSU

noch mit der FDP, nicht zu machen. Deshalb sind auch die Überlegungen der SPD, ihre

zusätzlichen Ausgabenwünsche 2009 mit einer erhöhten Rücklagenentnahme zu finan-

zieren, am Ende nur eine kurzfristige Politik. Meine sehr verehrten Damen und Herren,

natürlich müssen wir in einem Doppelhaushalt die Frage stellen, was machen Sie im

Jahr 2010, wenn Sie das ganze Geld ins Jahr 2009 stecken? - Dann sind Sie nicht mehr

handlungsfähig. Das wäre im Gegensatz zu unserer Überzeugung der falsche Weg.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Wir brauchen ja schon das ganze Geld für

die Landesbank!)

Wir wollen in den Jahren 2009 und 2010 handlungsfähig sein!

(Lebhafter Beifall bei der CSU und der FDP)

Zu einer realistischen Haushaltspolitik gehört auch, dass wir unsere Einnahmen solide

planen. Das ist in diesen Zeiten äußerst schwierig. Mit der Nachschubliste haben wir,

wie ich im Übrigen schon bei der Ersten Lesung zum Doppelhaushalt angekündigt hatte,

die Steuereinnahmen an die konjunkturelle Entwicklung angepasst. Auf Basis der Kon-

junkturprognose der Bundesregierung vom Januar 2009 werden wir in diesem Jahr

gegenüber dem Regierungsentwurf einen Einnahmeverlust von 700 Millionen Euro ver-

kraften müssen. Für 2010 liegt keine aktuelle Prognose vor. Nach dem Vorsichtigkeits-

prinzip haben wir jedoch den Basiseffekt des Jahres 2009 - mit guten Gründen - für das

Jahr 2010 fortgeschrieben. Damit müssen wir im Doppelhaushalt weitere konjunkturelle

Mindereinnahmen von mindestens 1,4 Milliarden Euro verkraften. Ich kann nicht aus-

schließen, dass es zu noch stärkeren Einbrüchen bei den Steuereinnahmen kommen

wird. Meine sehr geehrten Damen und Herren, derzeit überbieten sich die Konjunktur-

experten geradezu mit katastrophalen Szenarien für die wirtschaftliche Entwicklung. Ich

glaube aber, es ist falsch, sich an einem Wettbewerb der Verunsicherung zu beteiligen.
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Wir müssen auf die positiven Seiten setzen, wir müssen auch die Nachrichten zur Kennt-

nis nehmen, die gute Nachrichten sind.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Es gibt gute Nachrichten. Schauen Sie die verbesserten Aussichten im Bauhauptge-

werbe an. Sehen Sie sich an, was das regionale Baugewerbe sagt, nämlich: Wir sind

ausgelastet. - Unsere Politik hat Früchte getragen. Wir haben Geld in die Hand genom-

men und das Baugewerbe sagt: Wir sind gut unterwegs. - Sowohl die Architekten als

auch die Bauplanungsbüros bis hin zu den Handwerkern zeigen uns: Unsere Politik, die

Politik des schnell zupackenden Handelns hat gefruchtet. Wir sind gut ins Jahr gestartet.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Schauen Sie auf den aktuellen Ifo-Geschäftsklimaindex. Ja, er zeigt Schatten, aber er

zeigt auch Licht. Die befragten Unternehmer schätzen die Geschäftsaussichten in den

kommenden sechs Monaten positiv ein, und zwar zum dritten Mal in Folge. Mancher

Experte erwartet schon im zweiten Halbjahr 2009 eine Stabilisierung der konjunkturellen

Entwicklung. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das sind keine anderen als die-

jenigen, die sagen, die Stabilisierung kommt erst im Jahr 2010. Wir haben allen Grund,

auf die Stärke unseres Landes, auf die Stärke unserer Kommunen und auf die Stärke

unserer Unternehmen in Bayern zu setzen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb sehe ich trotz der Prognoseunsicherheit aus heutiger Sicht keinen Grund für

einen Nachtragshaushalt 2009. Eine Rezession macht sich im Übrigen bei den Steuer-

einnahmen erst zeitverzögert bemerkbar. Bisher liegen die Zahlen für 2009 im Rahmen

der Planungen. Wir werden über die weitere Entwicklung der Konjunktur und insbeson-

dere über die Entwicklung der Steuereinnahmen 2010 kurzfristig keine Sicherheit erhal-

ten. Wir wissen nicht, was in der zweiten Jahreshälfte sein wird, was im Jahr 2010

passiert. Deshalb haben wir den Zeitplan für den Nachtragshaushalt 2010 entsprechend
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festgelegt. Grundlage dieses Nachtragshaushalts im nächsten Jahr wird die Novem-

bersteuerschätzung sein. Damit haben wir die bestmögliche Grundlage. So macht man

realistische, so macht man belastbare Haushaltspolitik!

(Beifall bei der CSU und der FDP - Franz Maget (SPD): Da bin ich gespannt! Daran

werden Sie sich messen lassen müssen!)

Nur mit einer soliden Haushaltspolitik können wir auch wieder Gestaltungsspielräume

erhalten. Solides Wirtschaften zahlt sich nämlich aus. Bayern ist dafür der beste Beweis.

Mit 2,7 % liegen wir trotz der Belastung durch die Sanierung der Landesbank bei der

Zinslast unter dem Durchschnitt aller Länder. Die Schulden der Vergangenheit drücken

die Haushalte der anderen Bundesländer. Bayern hingegen kann gestalten, weil wir in

Bayern die richtige Politik gemacht haben. Deshalb können wir in Bayern jetzt mit aller

Kraft gegensteuern. Das muss immer wieder gesagt werden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir können in die Zukunft investieren, und wir investieren in die Zukunft. Wir setzen nicht

nur mit 13,6 % wieder eine Benchmark für die Investitionsquote. Alle anderen Bundes-

länder sind weit abgeschlagen. Wir hatten schon ohne die Bundesmittel aus dem

Konjunkturpaket das Rekordniveau des 1. Nachtragshaushalts 2008 erreicht. Mit den

Bundesmitteln konnten wir die Investitionen im allgemeinen Haushalt noch einmal um

fast 9 % steigern. Jetzt frage ich die Opposition: Hätten wir die Mittel ausschlagen sollen?

Ist es nicht vielmehr unsere Aufgabe, die Mittel zielgerichtet und klug zu verwenden?

(Alexander König (CSU): Sehr richtig! - Lebhafter Beifall bei der CSU und der FDP)

Nicht zu vergessen: Der Ministerpräsident hat vollkommen richtig gesagt: Das ist der

klassische Investitionsbegriff. Daneben stehen die Investitionen in unsere Köpfe. Wir

investieren in mehr Lehrer und mehr Professoren. Einschließlich des Sonderprogramms

"2020" schaffen wir in den kommenden beiden Jahren 2.738 zusätzliche Lehrerstellen.

An den Hochschulen schaffen wir für die zusätzlichen Studierenden 3.000 neue Stellen.
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In den Jahren 2008 bis 2011 stellen wir dafür eine halbe Milliarde Euro - 500 Millionen

Euro - für Personal und für laufende Sachmittel zur Verfügung. Das ist ganzheitlich, das

ist zukunftsorientierte Handlungsweise! Das ist Politik, wie wir sie in München gemein-

sam als CSU und FDP entwickeln.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren, am Konjunkturhimmel ist noch

keine Aufhellung zu erkennen. Die Prognosen für die wirtschaftliche Entwicklung in den

kommenden beiden Jahre zeigen vor allem eines: Unsicherheit. Im Gegensatz dazu

werden wir unserer politischen Verantwortung gerecht, denn mit dem Doppelhaushalt

2009/2010 geben wir den Menschen ein Stück Sicherheit. Wir geben ein klares Signal.

Wir können sagen: In Bayern sind die Strukturen stabil, in Bayern investieren wir stabil,

in Bayern können sich die Menschen auf die politischen Leitentscheidungen der Staats-

regierung und der Kommunen verlassen. In Bayern versuchen wir, alles in unserer Macht

Stehende zu tun, um schneller und erfolgreicher aus der Krise herauszugehen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wenn Sie sich hier nicht überzeugen lassen, dann werfen Sie doch einen Blick auf un-

abhängige Experten. Bayern hat wieder mit der Bestnote für die Staatsfinanzen abge-

schlossen. Standard & Poor’s hat Bayern wieder Triple-A Stable Outlook gegeben.

Bayern ist das einzige Bundesland in Deutschland, das mit so einer Bewertung arbeiten

kann.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Herr Huber glaubt doch ans Rating nicht mehr! - Unruhe

bei der SPD)

Das beruht auf unserer soliden Finanzpolitik, das bestätigt unsere solide Finanzpolitik in

der Zukunft.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)
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Eine solche Auszeichnung ist auch Mahnung, auf dem eingeschlagenen Weg weiterzu-

schreiten. Denn es gilt, meine sehr verehrten Damen und Herren, strukturelle Ver-

schlechterungen des Haushalts nicht zuzulassen. Selbstverständlich gilt, dass wir in den

Konsolidierungsanstrengungen nicht nachlassen dürfen. Selbstverständlich gilt auch,

dass wir uns nur über diese Politik auch künftig Gestaltungsräume eröffnen und erhalten.

Mit dem Doppelhaushalt 2009/2010 haben wir eine solide Grundlage geschaffen, um

uns jetzt kraftvoll gegen die Krise zu stemmen und nachhaltig optimale Bedingungen für

die Zukunft zu schaffen. Es wird ein hartes Stück Arbeit für die Verwaltung, diesen

Haushalt jetzt umzusetzen, aber es ist jetzt an der Zeit, diese Aufgaben anzupacken.

Deshalb bitte ich Sie im Interesse der Menschen in Bayern, im Interesse der Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter, im Interesse der Unternehmerinnen und Unternehmer: Stim-

men Sie für ein Stück Sicherheit, stimmen Sie für die Zukunft, stimmen Sie für diesen

Doppelhaushalt 2009/2010.

(Anhaltender Beifall von der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Tagesordnungspunkte wieder getrennt.

Ich lasse zunächst über das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009 abstimmen. Der

Abstimmung liegen der Gesetzentwurf, Drucksache 16/209, die Änderungsanträge auf

den Drucksachen 16/844 mit 16/847 sowie die Beschlussempfehlung des federführen-

den Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen, Drucksache 16/1011 zugrunde.

Vorweg lasse ich über die vom federführenden Ausschuss zur Ablehnung vorgeschla-

genen Änderungsanträge der Fraktion der Freien Wähler, Drucksachen 16/844, 846 und

16/847, abstimmen. Besteht damit Einverständnis, dass wir über die Änderungsanträge

insgesamt abstimmen?

(Allgemeine Zustimmung)
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Ich sehe keine Gegenstimme. Dann lasse ich so abstimmen.

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstimmungsverhal-

tens seiner Fraktion im jeweiligen federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und

Finanzfragen einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -

Enthaltungen? - Dann ist einstimmig so beschlossen. Damit übernimmt der Landtag

diese Voten. Die Änderungsanträge sind abgelehnt.

Den Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-

nanzfragen zur Annahme mit der Maßgabe von Änderungen; ich verweise insoweit auf

die Drucksache 16/1011. Wer dem Gesetzentwurf mit den vorgeschlagenen Änderun-

gen zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der

CSU und der FDP einschließlich der Kabinettsmitglieder. Gegenstimmen? - Das sind die

Fraktionen der Freien Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Ent-

haltungen? - Sehe ich keine. Dann ist mit Mehrheit so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher

Form durchzuführen. - Widerspruch dagegen erhebt sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf

mit den vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen vorge-

schlagenen Änderungen seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu

erheben. - Das sind die Fraktionen der CSU und der FDP einschließlich der Kabinetts-

mitglieder.

(Zuruf von den GRÜNEN: Ohne Fahrenschon! - Heiterkeit bei den GRÜNEN)

Gegenstimmen? - Das sind die Fraktionen der Freien Wähler, der SPD und des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen? - Keine. Das Gesetz ist damit angenommen.

Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzausg-

leichsänderungsgesetz 2009)".
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Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für

Staatshaushalt und Finanzfragen, Drucksache 16/1011, weise ich darauf hin, dass der

Änderungsantrag auf der Drucksache 16/845 durch die Aufnahme in das Gesetz seine

Erledigung gefunden hat.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 13, Tagesordnungspunkt 23. Der

Abstimmung liegen der Entwurf des Haushaltsplans 2009/2010, Einzelplan 13, die dazu

mitaufgerufenen Änderungsanträge sowie die Beschlussempfehlung des federführen-

den Ausschusses, Drucksache 16/949, zugrunde.

Der Einzelplan 13 wird vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-

fragen mit den in der Beschlussempfehlung, Drucksache 16/949, aufgeführten Ände-

rungen zur Annahme empfohlen. Wer dem Einzelplan 13 entsprechend dieser

Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die

Fraktionen der CSU und der FDP. Gegenstimmen? - Das sind die Fraktionen der Freien

Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? - Sehe

ich keine. Damit ist der Einzelplan 13 mit den vorgeschlagenen Änderungen angenom-

men.

Die vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur Ablehnung

vorgeschlagenen Änderungsanträge haben gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsord-

nung ihre Erledigung gefunden. Insoweit verweise ich auf die Nummer 2 der Ihnen hierzu

vorliegenden Liste.

(siehe Anlage 3)

Außerdem schlägt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen

in seiner Beschlussempfehlung noch verschiedene Ermächtigungen des Staatsministe-

riums der Finanzen vor. Im Einzelnen verweise ich wiederum auf die Drucksache 16/949.

Wer dem zustimmen will, den bitte ich ebenfalls um das Handzeichen. - Das sind die

Fraktionen der CSU, der FDP, der Freien Wähler und der SPD. Gegenstimmen? - Keine.

Enthaltungen? - Das ist die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN.
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Mit der Annahme des Einzelplans 13 in der Fassung des federführenden Ausschusses

für Staatshaushalt und Finanzfragen hat der Änderungsantrag auf der Drucksa-

che 16/833 seine Erledigung gefunden. Die Beratung des Einzelplans 13 ist damit

abgeschlossen.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den Entwurf des Haushaltsgesetzes

2009/2010. Der Abstimmung liegen die Regierungsvorlage, Drucksache 16/210, die Än-

derungsanträge auf den Drucksachen 16/743, 16/818 und 16/911 sowie die Beschlus-

sempfehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und

Finanzfragen, Drucksache 16/1010, zugrunde.

Vorweg lasse ich über die vom federführenden Ausschuss zur Ablehnung vorgeschla-

genen Änderungsanträge abstimmen. Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Ände-

rungsantrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 16/743,

zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der

Freien Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? -

Das sind die Fraktionen der CSU und der FDP. Stimmenthaltungen? - Keine. Dann ist

der Änderungsantrag abgelehnt.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag von Abgeordneten der

SPD-Fraktion, Drucksache 16/818, zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. - Das sind die Fraktionen der Freien Wähler und der SPD. Gegenstimmen? - Das

sind die Fraktionen der CSU und der FDP. Stimmenthaltungen? - Die Fraktion des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Dann ist der Änderungsantrag ebenfalls abgelehnt.

Zum Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-

nanzfragen Zustimmung mit der Maßgabe verschiedener Änderungen. Der Ausschuss

für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz stimmt bei seiner End-

beratung der Beschlussempfehlung des Haushaltsausschusses zu, allerdings mit der

Maßgabe von Änderungen; ich verweise insoweit auf die Drucksache 16/1010.
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Vonseiten der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN wurde während der Aus-

sprache beantragt, über den vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen neu

eingefügten Artikel 21, der die Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes betrifft,

einzeln abstimmen zu lassen. Dem haben alle Fraktionen zugestimmt. Ich lasse deshalb

vorweg über den neu eingefügten Artikel 21 einzeln abstimmen. Inhaltlich verweise ich

auf die Nummer 6 der Drucksache 16/1010. Diese liegt vor.

Wer dem vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen neu eingefügten Arti-

kel 21 zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die Fraktionen

der CSU und der FDP. Wer will dagegen stimmen? - Das sind die Fraktionen der Freien

Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? -

Keine. Dem Artikel 21 ist damit zugestimmt worden.

Die übrigen Teile des Gesetzentwurfs stelle ich jetzt insgesamt zur Abstimmung: Wer

diesen Teilen des Gesetzentwurfes in der Fassung des endberatenden Ausschusses für

Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz zustimmen will, den bitte

ich um das Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der CSU und der FDP. Gegenstim-

men? - Das sind die Fraktionen der Freien Wähler, der SPD und des BÜNDNISSES 90/

DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? - Keine. Dann ist das so beschlossen. Damit ist

allen Teilen des Gesetzentwurfes zugestimmt worden.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Diese ist auf Antrag der Fraktion

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, wie in § 127 Absatz 2 der Geschäftsordnung vor-

gesehen, in namentlicher Form durchzuführen. Abstimmungsgrundlage ist der Gesetz-

entwurf in der Fassung des endberatenden Ausschusses für Verfassung, Recht,

Parlamentsfragen und Verbraucherschutz. Für die Stimmabgabe sind Urnen auf beiden

Seiten des Sitzungssaals und auf dem Stenografentisch bereitgestellt. Mit der Stimm-

abgabe kann begonnen werden. Hierfür stehen fünf Minuten zur Verfügung.
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Ich bitte noch kurz um Aufmerksamkeit: Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass beim

anschließenden Tagesordnungspunkt noch einmal eine namentliche Abstimmung be-

antragt worden ist. Ich unterbreche die Sitzung für die namentliche Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 16.32 bis 16.37 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen. Das Abstimmungsergebnis wird außerhalb des

Plenarsaales ermittelt. Das Ergebnis gebe ich später bekannt. Ich bitte um Zustimmung,

dass ich dieses Ergebnis während des nächsten Tagesordnungspunktes bekannt geben

darf, weil der Rundfunk auf das Ergebnis wartet, um zeitnah darüber berichten zu kön-

nen. - Ich denke, es besteht Einverständnis, dass wir dann innerhalb der Debatte, die

jetzt folgt, das Ergebnis bekannt geben.

(...)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Mit der Annahme des Gesetzentwurfes in der soeben beschlossenen Fassung hat der

Änderungsantrag auf Drucksache 16/911 seine Erledigung gefunden. Die Haushaltsbe-

ratungen sind damit abgeschlossen.
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Zu den Tagesordnungspunkten 22 bis 24 
 
 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge  
zum Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009 (Drs. 16/209),  
zum Einzelplan 13 und 
zum Haushaltsgesetz 2009/2010 (Drs. 16/210): 
 
 
 

I. 
Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009  

(Drs. 16/209) 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, 
Mannfred Pointner u.a. und Fraktion (FW) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes   
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 1 
(Drs. 16/844)  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Tanja Schweiger, Joachim Hanisch 
u.a. und Fraktion (FW) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 10 
(Drs. 16/845)  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 13 
(Drs. 16/846)  

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2009) 
(Drs. 16/209) 
hier: Art. 13d 
(Drs. 16/847)  

II. 
Einzelplan 13 

 
1. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 

Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Verstärkungstitel für Investitionsmaß-

nahmen streichen 
(Kap. 13 03 TG 80) 

(Drs. 16/726)  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Auflösung der Fonds der Offensive  

Zukunft Bayern 
(Kap. 13 08 TG 51 - 52, TG 60 - 65, 
TG 69 - 70, TG 71 - 72, TG 73, TG 77, 
TG 78, TG 79) 

(Drs. 16/727)  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Zuweisungen an die Bezirke für den  

Sozialhilfeausgleich 
(Kap. 13 10 Tit. 633 08) 

(Drs. 16/728)  

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Investitionskosten Krankenhäuser 

(Kap. 13 10 Tit. 891 71) 
(Drs. 16/729)  
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5. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Zusätzliche ÖPNV-Zuweisungen statt  

zusätzlichem Ausbau von Staatsstraßen 
(Kap. 13 30 TG 80;  
Kap. 13 10 Tit. 633 81) 

(Drs. 16/730)  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Förderung von Energiesparberatung und 

Energiespartechnik für einkommens-
schwache Haushalte 
(Kap. 13 31 neuer Tit.) 

(Drs. 16/731)  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Marktanreizprogramm „Energieeffiziente 

Küche“ 
(Kap. 13 31 neuer Tit.) 

(Drs. 16/732)  

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Überprüfung staatlicher Liegenschaften 

auf ihre Eignung für Photovoltaik 
(Kap. 13 31 neuer Tit.) 

(Drs. 16/733)  

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Keine Gründung einer Bayern FIT GmbH 

(Kap. 13 40 TG 59) 
(Drs. 16/734)  

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Helga Schmitt-Bussinger, Kath-
rin Sonnenholzner u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Zuweisungen für Abwasser-

beseitigungsanlagen 
(Kap. 13 10 Tit. 883 04) 

(Drs. 16/797)  

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Helga Schmitt-Bussinger, Hans-Ulrich 
Pfaffmann u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
Bildung, der Schlüssel für Demokratie und 
Wohlstand 
hier: Investitionsschwerpunkt Schulhausmo-

dernisierung auf der Grundlage und in 
Ergänzung des Kommunalen Investiti-
onsprogramms im Rahmen des Kon-
junkturpaketes II 
(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

(Drs. 16/798)  

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Helga Schmitt-Bussinger, Diana Stacho-
witz u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Sanierung und Bau kommunaler und ver-

einseigener Breitensportanlagen 
(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

(Drs. 16/799)  

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Maria Noichl, Volkmar Halbleib u.a. 
SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Ländlicher Raum 

Erhöhung der Mittel für Zuschüsse zur 
Förderung der Dorferneuerung im Rah-
men der integrierten ländlichen Entwick-
lung 
(Kap. 13 30 Tit. 892 93) 

(Drs. 16/800)  

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für die energetische 
Sanierung staatlicher Gebäude 
(Kap. 13 31 TG 51) 

(Drs. 16/801)  

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für die energetische 
Sanierung sozialer Infrastruktur 
(Kap. 13 31 TG 57) 

(Drs. 16/802)  
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16. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für den Ausbau der 
Wärmenutzung aus der Geothermie 
(Kap. 13 31 TG 60) 

(Drs. 16/803)  

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Maria Noichl, Kathrin Sonnenholzner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Ländlicher Raum 

Klimaprogramm Bayern 2020 
Erhöhung der Mittel für das Programm 
„Bioenergie für Bayern“ 
(Kap. 13 31 TG 62) 

(Drs. 16/804)  

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Maria Noichl, Kathrin Sonnenholzner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Forstverwaltung arbeitsfähig machen 

Klimaprogramm Bayern 2020 
Erhöhung der Mittel für das Waldumbau-
programm 
(Kap. 13 31 TG 72) 

(Drs. 16/805)  

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Maria Noichl, Kathrin Sonnenholzner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Forstverwaltung arbeitsfähig machen 

Klimaprogramm Bayern 2020 
Erhöhung der Mittel für Schutzmaßnah-
men im Bergwald und im Schutzwald 
(Kap. 13 31 TG 74) 

(Drs. 16/806)  

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für das Hochwasser-
schutzprogramm 
(Kap. 13 31 TG 76) 

(Drs. 16/807)  

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Erhöhung der Mittel für Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel für die 
Bereiche Natur, Boden, Wasserwirtschaft 
und Georisiken 
(Kap. 13 31 TG 78)  

(Drs. 16/808)  

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

neuer Tit. „Zuschüsse zu Errichtung und 
Betrieb von Energieagenturen“ 
(Kap. 13 31 TG 85) 

(Drs. 16/809)  

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

neuer Tit. „Sonderprogramm Energie-
autarke Gemeinden“ 
(Kap. 13 31 TG 85) 

(Drs. 16/810)  

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

neuer Tit. „Verbraucherinformation zu 
Klimaschutz im Verkehr“ 
(Kap. 13 31 TG 85) 

(Drs. 16/811)  

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

neuer Tit. „F+E Projekte Verkehrsökologie“ 
(Kap. 13 31 TG 85) 

(Drs. 16/812)  

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Nachrüstung für Dieselloks 
(Kap. 13 31 neue TG) 

(Drs. 16/813)  
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27. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Kathrin Sonnenholzner, Ludwig Wörner 
u.a. SPD 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Klimaprogramm Bayern 2020 

Mittelbereitstellung für die Gründung und 
den Aufbau eines Forschungs- und Tech-
nologietransfer-Instituts für Kraftstoffsys-
temtechnik an der Hochschule Coburg 
(Kap. 13 31 neue TG) 

(Drs. 16/814)  

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Schlüsselzuweisungen 

(Kap. 13 10 Tit. 613 01) 
(Drs. 16/828)  

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Pauschalzuweisungen zu 

den Schülerbeförderungskosten 
(Kap. 13 10 Tit. 633 01) 

(Drs. 16/829)  

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Zuweisungen an Gemeinden 

aus der Überlassung des Aufkommens an 
der Kraftfahrzeugsteuer gemäß Art. 13 FAG 
(Kap. 13 10 Tit. 883 03) 

(Drs. 16/830)  

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Investitionspauschalen an 

Gemeinden und Landkreise gemäß 
Art. 12 FAG 
(Kap. 13 10 Tit. 883 44) 

(Drs. 16/831)  

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Point-
ner u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Leistungen nach dem 

ÖPNV-Gesetz 
(Kap. 13 10 TG 81) 

(Drs. 16/832)  

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 

Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Mittel für das Programm 

„Bioenergie für Bayern“ 
(Kap. 13 31 TG 62) 

(Drs. 16/834)  

34. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Mittel für den Waldumbau 

(Kap. 13 31 TG 72) 
(Drs. 16/835)  

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Erhöhung der Mittel für Schutzmaßnahmen 

im Bergwald 
(Kap. 13 31 TG 74) 

(Drs. 16/836)  

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Bereitstellung von Mitteln für Zuweisun-

gen für Hochwasserschutzinvestitionen 
von Gemeinden 
(Kap. 13 31 Tit. 883 76) 

(Drs. 16/837)  

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Einfügen einer neuen TG „Programm 

Hydrothermale Carbonisierung zur CO2-
Bindung und Energiegewinnung“ 
(Kap. 13 31 neue TG) 

(Drs. 16/838)  

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Tanja Schweiger, Prof. (Univ Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FW) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Einfügen einer neuen TG „Förderung von 

Energieagenturen an den Landratsämtern“ 
(Kap. 13 31 neue TG) 

(Drs. 16/839)  
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39. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haushaltsplan 2009/2010; 
hier: Aufstockung der sozialen Wohnbauförde-

rung 
(Kap. 13 03 neuer Tit.) 

(Drs. 16/843)  

III. 
Haushaltsgesetz 2009/2010  

(Drs. 16/210) 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Frei-
staats Bayern für die Haushaltsjahre 2009/2010 
(Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) 
(Drs. 16/210) 
(Drs. 16/743)  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Adelheid 
Rupp, Stefan Schuster, Helga Schmitt-Bussin-
ger u.a. SPD 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Frei-
staates Bayern für die Haushaltsjahre 2009 und 
2010 (Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) 
(Drs. 16/210) 
hier: Streichung der Wiederbesetzungssperre 

nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 
Änderung Art. 6 Abs. 9 
Streichung Art. 6b 
Erhöhung der Stellen für die Beschäfti-
gung von Schwerbehinderten nach Art. 6c 
Streichung Art. 6e, 6f, 6g 
Erhöhung der Beträge der Zulagen für 
den Dienst zu ungünstigen Zeiten 

(Drs. 16/818)  
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ackermann Renate X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. Dr. Barfuß Georg X
Prof. (Univ Lima) Dr. Bauer Peter X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Bertermann Otto X
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut
Dr. Bulfon Annette X

Daxenberger Sepp X
Dechant Thomas X
Dettenhöfer Petra X
Dittmar Sabine X
Dodell Renate
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard X
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X

Dr. Fahn Hans Jürgen X
Felbinger Günther X
Dr. Fischer Andreas X
Dr. Förster Linus X
Freller Karl X
Füracker Albert X

Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas
Glauber Thorsten X
Goderbauer Gertraud
Görlitz Erika X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Dr. Goppel Thomas
Gote Ulrike X
Gottstein Eva
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Hacker Thomas X
Haderthauer Christine X
Halbleib Volkmar X
Hallitzky Eike X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hessel Katja
Dr. Heubisch Wolfgang X
Hintersberger Johannes X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X
Jung Claudia

Kamm Christine X
Karl Annette X
Kiesel Robert
Dr. Kirschner Franz Xaver X
Klein Karsten X
Kobler Konrad
König Alexander X
Kohnen Natascha X
Kränzle Bernd X
Kreuzer Thomas X

Ländner Manfred X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lorenz Andreas X

Abstimmungsliste
zur namentlichen Schlussabstimmung am 02.04.2009 zu Tagesordnungspunkt 24: Gesetzentwurf der
Staatsregierung über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 2009
und 2010 (Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) (Drucksache 16/210)
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Prof. Männle Ursula X
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Dr. Merk Beate X
Meyer Brigitte
Meyer Peter X
Miller Josef X
Müller Ulrike
Mütze Thomas X
Muthmann Alexander X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X
Noichl Maria X

Pachner Reinhard X
Dr. Pauli Gabriele
Perlak Reinhold X
Pfaffmann Hans-Ulrich X
Prof. Dr. Piazolo Michael X
Pohl Bernhard X
Pointner Mannfred X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef X

Dr. Rabenstein Christoph X
Radwan Alexander X
Reichhart Markus
Reiß Tobias X
Richter Roland X
Dr. Rieger Franz X
Rinderspacher Markus X
Ritter Florian X
Rohde Jörg X
Roos Bernhard
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Rütting Barbara
Dr. Runge Martin
Rupp Adelheid X

Sackmann Markus X
Sandt Julika X
Sauter Alfred X
Scharfenberg Maria X
Schindler Franz X
Schmid Georg X
Schmid Peter X
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Harald X
Schneider Siegfried X
Schöffel Martin X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schopper Theresa X
Schorer Angelika X
Schreyer-Stäblein Kerstin X
Schuster Stefan X
Schweiger Tanja
Schwimmer Jakob X
Seidenath Bernhard X
Sem Reserl
Sibler Bernd X
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig
Sprinkart Adi
Stachowitz Diana X
Stahl Christine X
Stamm Barbara X
Steiger Christa X
Steiner Klaus X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Stöttner Klaus X
Strehle Max X
Streibl Florian X
Strobl Reinhold X
Dr. Strohmayr Simone X

Taubeneder Walter X
Tausendfreund Susanna X
Thalhammer Tobias X
Tolle Simone X

Unterländer Joachim X

Dr. Vetter Karl

Wägemann Gerhard X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika
Dr. Weiß Bernd X
Dr. Weiß Manfred X
Dr. Wengert Paul X
Werner Hans Joachim
Werner-Muggendorfer Johanna X
Widmann Jutta X
Wild Margit X
Will Renate X
Winter Georg X
Winter Peter X
Wörner Ludwig X

Zacharias Isabell
Zeil Martin X
Zeitler Otto X
Zellmeier Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 95 62 0
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